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630-2-20-F

Gesetz uber die Feststellung des Haushaltsplans
des Freistaates Bayern fir die Haushaltsjahre 2015 und 2016
(Haushaltsgesetz 2015/2016 — HG 2015/2016)

Art. 1
Feststellung des Haushaltsplans

Der diesem Gesetz als Anlage beigefligte Haushaltsplan des Freistaates Bayern fir die Haushaltsjahre
2015 und 2016 wird in Einnahmen und Ausgaben

1. fur das Haushaltsjahr 2015 auf 51 142 507 400 € und
2. fur das Haushaltsjahr 2016 auf 52 452 340 400 €

festgestellt.

Art. 2
Kreditermachtigungen

(1) Das Staatsministerium der Finanzen, fir Landesentwicklung und Heimat wird ermachtigt, zur Deckung
von Ausgaben fir Investitionen folgende Kredite am Kreditmarkt aufzunehmen:

1. im Haushaltsjahr 2015 bis zur Hohe von null €,
2. im Haushaltsjahr 2016 bis zur Hohe von null €,

3. die in den vorausgegangenen Haushaltsjahren genehmigten Kreditmittel, soweit sie bis zum Ablauf des
Haushaltsjahres 2014 nicht aufgenommen wurden und zur Deckung noch bendtigt werden.

(2) 'Das Staatsministerium der Finanzen, fiir Landesentwicklung und Heimat wird ermachtigt, zweckge-
bundene Darlehen aus Mitteln des Bundes, die zur Férderung des Stadtebaus gewahrt werden, bis zu fol-
gender H6he aufzunehmen:

1. im Haushaltsjahr 2015 bis zur H6he von 150 000 €,
2. im Haushaltsjahr 2016 bis zur Héhe von 150 000 €.

“Diese Erméachtigung erhdht oder vermindert sich insoweit, als die zur Verflgung gestellten zweckgebunde-
nen Darlehen die im Haushalt veranschlagten Betrage Uberschreiten oder hinter ihnen zurtckbleiben.

(3) 'Die Kreditermachtigung des Abs. 1 erhdht sich um die Betrage, die bei den Kapiteln 13 06 und 13 60
im betreffenden Haushaltsjahr zur Tilgung von Krediten am Kreditmarkt sowie zur Kursstitzung von Staats-
anleihen erforderlich sind; sie erhéht sich ferner um die Betrage, die zur Umfinanzierung von Krediten auf
Grund langerer Laufzeiten oder sonstiger glinstigerer Bedingungen notwendig werden. ’Das Staatsministeri-
um der Finanzen, fir Landesentwicklung und Heimat darf im Rahmen von Kreditfinanzierungen erganzende
Vereinbarungen treffen, die der Steuerung von Zinsanderungsrisiken sowie der Erzielung glnstiger Konditi-
onen bei neuen Krediten und bestehenden Schulden dienen. °Die Ermachtigung nach Satz 1 Halbsatz 1
vermindert sich bei dem Kapitel 13 06

1. im Jahr 2015 um 500 000 000 €,
2. im Jahr 2016 um 550 000 000 €
(Nettotilgung).4Die Erméchtigung nach Satz 1 Halbsatz 1 vermindert sich bei dem Kapitel 13 60
1. im Jahr 2015 um 430 000 000 €,
2. im Jahr 2016 um 430 000 000 €

(Nettotilgung); die Ermachtigung vermindert sich um die Mehreinnahmen und erhéht sich um die Minderein-
nahmen bei Kap. 13 60 Tit. 134 01.
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(4) 'Das Staatsministerium der Finanzen, fiir Landesentwicklung und Heimat wird ermachtigt, ab Novem-
ber eines Haushaltsjahres im Vorgriff auf die Kreditermachtigung des nachsten Haushaltsjahres Kredite bis
zur H6he von zwei v.H. des in Art. 1 fUr das laufende Jahr festgestellten Betrags aufzunehmen. ’Die nach
Satz 1 aufgenommenen Kredite sind auf die Kreditermachtigung des nachsten Haushaltsjahres anzurech-
nen.

(5) 'Das Staatsministerium der Finanzen, fiir Landesentwicklung und Heimat wird ermdachtigt, zur vo-
ribergehenden Verstarkung der Betriebsmittel des Staates Kassenverstarkungskredite bis zur Héhe von
acht v.H. des festgestellten Haushaltsvolumens aufzunehmen. ?Uber diesen Betrag hinaus kann das
Staatsministerium der Finanzen, fir Landesentwicklung und Heimat weitere Kassenverstarkungskredite
aufnehmen, soweit es von der Kreditermachtigung nach Abs. 1 keinen Gebrauch macht.

Art. 3
Konjunkturpolitisch bedingte MaBnahmen

(1) Die Staatsregierung kann bei einer allgemeinen Abschwachung der Wirtschaftstatigkeit gemal § 6
Abs. 2 des Gesetzes zur Férderung der Stabilitdt und des Wachstums der Wirtschaft in Verbindung mit § 14
des Gesetzes zur Foérderung der Stabilitdt und des Wachstums der Wirtschaft zusatzliche Ausgaben be-
schlieBen, wenn und soweit hierflir zusatzliche Finanzhilfen des Bundes gemaf Art. 104b Abs. 1 Nr. 1 des
Grundgesetzes zur Abwehr einer Stérung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts zur Verfiigung stehen.

(2) Soweit die in Abs. 1 genannten Mittel zur Leistung von zusatzlichen Ausgaben gemaR § 6 Abs. 2 des
Gesetzes zur Forderung der Stabilitat und des Wachstums der Wirtschaft nicht ausreichen, wird das Staats-
ministerium der Finanzen, fir Landesentwicklung und Heimat ermachtigt, Gber die in Art. 2 erteilten Kredi-
termachtigungen hinaus Kredite bis zur Héhe von 100 000 000 € aufzunehmen.

(3) 'Im Fall einer die volkswirtschaftliche Leistungsfahigkeit Ubersteigenden Nachfrageausweitung kann
die Staatsregierung das Staatsministerium der Finanzen, fur Landesentwicklung und Heimat erméachtigen,
die Verfigung Uber bestimmte Ausgabemittel, den Beginn von Baumalnahmen und das Eingzehen von Ver-
pflichtungen zulasten kinftiger Haushaltsjahre von seiner Einwilligung abhangig zu machen. “Das Staatsmi-
nisterium der Finanzen, fir Landesentwicklung und Heimat hat die dadurch nach Ablauf eines Haushaltsjah-
res frei gewordenen Mittel, soweit sie nicht zur Verminderung des Kreditbedarfs verwendet werden koénnen,
einer Ausgleichsriicklage zuzufihren.

Art. 4
Haushaltswirtschaftliche Sperren

(1) Die Staatsregierung kann das Staatsministerium der Finanzen, fur Landesentwicklung und Heimat,
unbeschadet seiner Befugnisse gemal Art. 41 BayHO, erméchtigen, im Benehmen mit dem Ausschuss fur
Staatshaushalt und Finanzfragen des Landtags zur Erwirtschaftung der bei Kap. 13 03 Tit. 972 01 veran-
schlagten Minderausgabe die Ausgabemittel im erforderlichen Umfang zu kiirzen oder zu sperren.

(2) Nach Abs. 1 und nach Art. 41 BayHO gesperrte Betrage sind in der Haushaltsrechnung als Minder-
ausgabe nachzuweisen.

(3) Daneben sind aus Bundesmitteln finanzierte Ausgaben zu sperren, soweit auf Grund von Etatent-
scheidungen des Bundes absehbar ist, dass gegeniber den Ansatzen im Haushaltsplan geringere Bundes-
mittel eingehen werden.

Art. 5
Anderung der Bayerischen Haushaltsordnung

(entfallen)
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Art. 6
Bewirtschaftung der Personalausgaben, Stellenbesetzung

(1) 'Bei der Bewirtschaftung der Personalausgaben sind die Verwaltungen an die Stellenplane fiir plan-
maRige Beamte und Richter, Beamte und Richter auf Zeit, Beamte und Richter auf Probe (Titel 422 01 bis
422 06 und Titel 422 11 bis 422 15), fir Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst (Titel 422 21 bis
422 25), fir abgeordnete Beamte und Richter (Titel 422 31 bis 422 35) sowie fiir Arbeitnehmer (Titel 428 01
bis 428 07) gebunden. ’Bej der Bewirtschaftung der Stellenplane und der Personalausgaben sind neben den
folgenden Absatzen die Nrn. 2 und 3 der Durchfiihrungsbestimmungen verbindlich zu beachten.

(2) 'Die im Haushaltsplan neu ausgebrachten Stellen fiir Beamte, Richter und Arbeitnehmer sind gesperrt;
die Aufhebung der Sperre richtet sich nach Art. 36 BayHO, wobei eine Aufhebung der Sperre vor dem
1. Oktober des jeweiligen Haushaltsjahres nur in besonderen Einzelfallen erfolgen sollte. ’Frei werdende
Stellen fur Beamte, Richter und Arbeitnehmer durfen friihestens nach Ablauf von drei Monaten vom Tag des
Freiwerdens an besetzt werden (Wiederbesetzungssperre); dies gilt auch fir Stellen in Titelgruppen und fir
Stellen, die bei den Titeln 428 21 und 428 22 veranschlagt sind; fir institutionell geférderte Zuwendungs-
empfanger gilt die Wlederbesetzungssperre sinngemal. “Satz 2 gilt nicht bei einer Neueinstellung eines
schwerbehinderten Menschen. “Die zustandige oberste Dienstbehérde kann im Einvernehmen mit dem
Staatsministerium der Finanzen, fir Landesentwicklung und Heimat in besonderen Fallen Ausnahmen von
Satz 2 zulassen. °Abweichend von Art. 50 Abs. 1 Satz 2 BayHO koénnen in den Haushaltsjahren 2015 und
2016 kw-Vermerke, die im Rahmen der Neugliederung der Geschéaftsbereiche oder der Verwaltungsreform
auszubringen sind, mit einer zeitlichen Einschrankung versehen werden.

(3) Bei der Stellenbesetzung ist Folgendes zu beachten:

1. Innerhalb der einzelnen Haushaltskapitel kdnnen, soweit und solange dienstliche Bedirfnisse es erfor-
dern, die im Haushaltsplan ausgebrachten Planstellen und Stellen nach folgenden MalRgaben auch an-
derweitig besetzt werden:

a) 'Freie und besetzbare Planstellen und andere Stellen kdnnen wie folgt besetzt werden:

aa) Stellen fir planmaflige Beamte oder Richter (Titel 422 0.)

durch planmafRige Beamte oder Richter (Titel 422 0.),

durch Beamte oder Richter auf Zeit, durch Beamte oder Richter auf Probe sowie durch abge-
ordnete Beamte oder Richter (Titel 422 3.),

durch Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst (Titel 422 21 bis 422 25),
durch Arbeitnehmer (Titel 428 0., 428 2. und 428 30) oder
durch Arbeitnehmer fiir sonstige Hilfsleistungen und dergleichen (Titel 428 1.);

bb) Stellen fir Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst (Titel 422 21 bis 422 25)

— durch Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst mit gleichem oder niedrigerem Anwarter-
grundbetrag (Art. 77 BayBesG),

— in Kapitel 03 18 durch Polizeioberwachtmeister der BesGr A 5,

— durch Auszubildende oder Praktikanten mit betragsmafig gleichen oder niedrigeren Beziigen
oder

— durch Dienstanfanger;

cc) Stellen fir Arbeithehmer (Titel 428 0.)
— durch Arbeitnehmer (Titel 428 0.),
— durch Arbeitnehmer (Titel 428 2.),
— durch Arbeitnehmer fiir sonstige Hilfsleistungen und dergleichen (Titel 428 1.) oder

— durch Auszubildende.

’Die in Satz 1 genannten Stellenbesetzungen dirfen nur mit Beschaftigten gleicher oder niedrigerer
Besoldungs- oder Entgeltgruppen vorgenommen werden; bei der Besetzung von Stellen fir planma-
Rige Beamte durch Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst (Titel 422 21 bis 422 25) sind fur die
zu besetzenden Planstellen die Eingangsamter mal3gebend, in die die Beamten auf Wlderruf im Vor-
bereitungsdienst nach Abschluss des Vorbereitungsdienstes voraussichtlich eintreten. *Planstellen mit
einer Amtszulage (Art. 34 Abs. 1 BayBesG), mit einer Zulage fiur besondere Berufsgruppen (Art. 34
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Abs. 2 BayBesG), mit einer besonderen Amtszulage (Art. 27 Abs. 3 BayBesG) und/oder mit einer be-
sonderen Zulage fiur Richter (Art. 56 BayBesG) gelten als eigene Besoldungsgruppe. *Gleiches gilt far
Planstellen mit einer Stellenzulage (Art. 51 BayBesG), soweit der Ausweis der Stellenzulage im Haus-
haltsplan durch Gesetz oder Rechtsverordnung vorgeschrieben ist. ®Planstellen derselben Besol-
dungsgruppe mit einer Amtszulage oder mit einer Zulage fiir besondere Berufsgruppen gelten bei der
Stellenverrechnung als gleichwertig; dies gilt nicht, wenn Planstellen sowohl mit einer Amtszulage als
auch mit einer Zulage fiir besondere Berufsgruppen ausgebracht sind. ®Soweit gemal Satz 1 Doppel-
buchst. aa Planstellen der Titel 422 0. durch Arbeitnehmer (Titel 428 30) besetzt werden, sind die
Ausgaben bei Titel 428 07 nachzuweisen.

a) Ein Beamter, der vom Landtag auf Grund der Verfassung oder auf Grund eines Landesgesetzes ge-
wahlt wurde, kann nach dem Ende seiner Amtszeit bis zur Einweisung in eine fur ihn geeignete Plan-
stelle auf einer Planstelle niedrigerer Wertigkeit, mindestens jedoch der Besoldungsgruppe A13, ver-
rechnet werden.

b) 'Auf Stellen fiir Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst bzw. auf Stellen fir Polizeivollzugsbeam-
te in Ausbildung (Titel 422 21 bis 422 25) dirfen mit Zustimmung des Staatsministeriums der Finan-
zen, fir Landesentwicklung und Heimat bis zur Bekanntmachung des nachsten Haushaltsgesetzes
Beamte auf Probe oder Beamte auf Lebenszeit im jeweiligen Eingangsamt verrechnet werden. ’Die
Zustimmung des Staatsministeriums der Finanzen, fir Landesentwicklung und Heimat ist nicht erfor-
derlich, wenn die Verrechnung zwolf Monate nicht Gberschreitet und die dadurch entstehenden Mehr-
kosten an geeigneter Stelle bei den Personalausgaben des entsprechenden Einzelplans zusatzlich
eingespart werden.

c) 'Von den Stellenplanen fiir tarifliche Arbeitnehmer darf voriibergehend nur dann abgewichen werden,
wenn Hohergruppierungen von Arbeitnehmern auf Grund fir den Freistaat Bayern verbindlicher, im
Lauf des Haushaltsjahres in Kraft tretender neuer Tarifvertrége durchzufiihren sind. ?Nach Mdglichkeit
sind hierfur jedoch besetzbare freie Stellen zu verwenden. “In der Aufzeichnung Uber die Stellenbe-
setzung ist die héhere Eingruppierung unter Hinweis auf den entsprechenden Tarifvertrag zu vermer-
ken.

d) Nr. 3 der Durchfihrungsbestimmungen zum Haushaltsgesetz bleibt unberihrt.

2. Beamte, die auf Grund des Art. 53 BayBesG (Zulage fur die Wahrnehmung befristeter Funktionen) oder
Art. 54 BayBesG (Zulage fur die Wahrnehmung eines héherwertigen Amts) Besoldung entsprechend ei-
ner héheren Besoldungsgruppe erhalten, sind, soweit im Haushaltsplan nichts anderes bestimmt ist, in
eine Planstelle dieser Besoldungsgruppe einzuweisen.

3. 'Beamte oder Arbeitnehmer, die auf Grund gesetzlicher oder tariflicher Vorschrift flr ihre Person be-
tragsmalfig dauerhaft Besoldung oder Entgelte einer hoheren Besoldungs- oder Entgeltgruppe erhalten,
sind in die nachste besetzbar werdende (Plan-) Stelle dieser oder einer hdheren Besoldungs- oder Ent-
geltgruppe einzuweisen. °Fiir den Ausgleich von Amtszulagen, Zulagen flir besondere Berufsgruppen
und besonderen Amtszulagen gilt Entsprechendes. *Satz 1 gilt nicht fir Zulagen gemafy Art. 57 Bay-
BesG.

4. 'Nr. 3 gilt entsprechend, wenn Arbeitnehmern hdherwertige Tatigkeiten Ubertragen werden sollen und
dadurch tarifrechtliche Anspriche auf Héhergruppierung begrindet werden oder bei einer voribergehen-
den Ubertragung einer héherwertigen Téatigkeit nach § 14 TV-L eine Zulage zu zahlen ist. Dies gilt je-
doch nicht bei einer voriibergehenden Ubertragung einer héherwertigen Téatigkeit nach § 14 TV-L fir die
Zeit der Vertretung eines erkrankten Bediensteten, fur die Zeit der Vertretung einer Bediensteten, die den
Beschaftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz unterliegt, oder fir die Zeit der vollumfanglichen
Urlaubsvertretung.

5. Wird einem Beamten, der ein Amt der Besoldungsordnung A (Art. 22 BayBesG) innehat, ein Amt der
Besoldungsordnung R (Art. 46 BayBesG) verliehen und erhalt dieser Beamte gemal Art. 21 BayBesG
weiterhin das hohere Grundgehalt des Amtes der Besoldungsordnung A, kann von der Anwendung der
Nr. 3 abgesehen werden.

6. Wird einem Bediensteten Elternzeit gewahrt, kann zur Uberbriickung eines unabweisbaren Aushilfsbe-
darfs das ganze oder teilweise freie Stellengehalt der betreffenden Stelle fur die Beschaftigung von Aus-
hilfskraften verwendet werden.
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7. 'Wird ein Bediensteter unter Fortfall der Beziige beurlaubt und auf einer Leerstelle gefuhrt, kann zur
Uberbriickung eines unabweisbaren Aushilfsbedarfs das ganze oder teilweise freie Stellengehalt der be-
treffenden (Plan-) Stelle — fur die gemars Art. 6 Abs. 1 Stellenbindung bestehen muss — zur Verstarkung
des Titels 428 1. verwendet werden. *Die Verstarkung kann nur zum Abschluss befristeter Arbeitsvertra-
ge verwendet werden. *Abs. 2 Satz 2 bleibt unberiihrt. *“Nr. 12.2 der Durchfiihrungsbestimmungen findet
keine Anwendung.

8. 'Wird eine Elternzeit zur Inanspruchnahme der Schutzfristen der § 2 Abs. 2 und § 4 Abs. 1 BayMuttSchV
vorzeitig beendet, so ist die Beamtin wahrend der Schutzfristen in eine zur Verrechnung ihrer Beziige ge-
eignete freie und besetzbare Planstelle ihrer Verwaltung einzuweisen. “Bis zu einer Einweisung in eine
geeignete freie und besetzbare Planstelle ist die Beamtin wahrend der Schutzfristen auf einer freien und
besetzbaren Planstelle einer um bis zu vier Besoldungsgruppen niedrigeren Besoldungsgruppe zu fuh-
ren. ’Ist eine Einweisung im Sinn der Satze 1 und 2 mangels freier und besetzbarer Planstellen oder auf
Grund einer geplanten zwingend notwendigen Inanspruchnahme der Planstellen nicht mdglich und wurde
die Beamtin wahrend der Elternzeit auf einer Leerstelle gefuhrt, kann die Beamtln vorUbergehend, maxi-
mal fir die Dauer der Schutzfristen, weiterhin auf der Leerstelle gefiihrt werden. *Die Satze 1 bis 3 gelten
fur Arbeitnehmerinnen entsprechend.

9. Im Ubrigen sind Abweichungen bei der Stellenbesetzung nur in besonderen unvorhergesehenen und
unabweisbaren Einzelfallen mit Zustimmung des Staatsministeriums der Finanzen, fir Landesentwick-
lung und Heimat kostenneutral moglich.

(4) 'In den Kapiteln 15 06 bis 15 27, 15 32 bis 15 48, dem Kapitel 15 50 sowie in den Kapiteln 15 59 bis
15 64 kdénnen die Hochschulen und das Elitenetzwerk Bayern innerhalb ihres jeweiligen Kapitels die Wertig-
keiten der ausgebrachten (Plan-) Stellen fir Forschung und Lehre neu festsetzen, soweit sie frei sind oder
frei werden und ein unabweisbarer Bedarf hierflir besteht. Veranderungen im Bereich der (Plan-) Stellen fur
die Hochschulverwaltung bedirfen der vorherigen Zustimmung durch das Staatsministerium der Finanzen,
fiir Landesentwicklung und Heimat. *Aus den abweichend vom Stellenplan neu festgesetzten Wertigkeiten
dirfen SICh keine hoheren Personalkosten ergeben, als es dem Gegenwert der umgewandelten Stellen ent-
spricht. “im Benehmen mit der jeweiligen Hochschule kénnen Stellen nach Kapitel 15 28 bzw. 15 49 umge-
setzt und vom Staatsministerium fiir Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst den vorgenannten Kapiteln
zur Abdeckung eines unabweisbaren Personalbedarfs zugewiesen werden. *Hierbei konnen die Stellenwer-
tigkeiten kostenneutral neu festgelegt werden. ®Das Staatsministerium fir Bildung und Kultus, Wissenschaft
und Kunst wird ermachtigt, im Rahmen der zur Verfigung stehenden Mittel die Wertigkeiten der in Kapitel
13 30 Titelgruppe 56 und Kapitel 15 06 Titelgruppe 86 ausgebrachten (Plan-) Stellen kostenneutral neu fest-
zusetzen.

(5) 'Sind im Vollzug von Art. 25 Abs. 1 und 6 des Gesetzes Gber kommunale Wahlbeamte und Wahlbe-
amtinnen Beamte oder Arbeitnehmer in den Staatsdienst zu ibernehmen, so gelten die dafiir erforderlichen
(Plan-) Stellen zusatzhch in der entsprechenden Wertigkeit fur die Dauer von zwei Jahren als im Staats-
haushalt bewilligt. ’Nach diesem Zeltraum sind diese Beschaftigten in andere geeignete, freie und besetzba-
re (Plan-) Stellen einzuweisen. *Soweit bei der entsprechenden Verwaltung hierfiir keine geeigneten
(Plan-) Stellen zur Verfigung stehen, gelten Leerstellen der entsprechenden Wertigkeit als bewilligt; Art. 50
Abs. 5 BayHO ist entsprechend anzuwenden.

(6) 'Im Rahmen des Bayerischen Genomforschungsnetzwerks, des Biosystemforschungsnetzwerks ein-
schliefllich Kernzentrum, des Bayerischen Forschungsnetzwerks Immuntherapie, des Professorinnenpro-
gramms, des Energiecampus Nurnberg, des Technologietransfers, des Wettbewerbs ,Aufstieg durch Bil-
dung: offene Hochschulen®, des ,gemeinsamen Programms des Bundes und der Lander fir bessere Stu-
dienbedingungen und mehr Qualitat in der Lehre” und zur Einrichtung von Projekten in den drei Férderlinien
im Rahmen der Exzellenzinitiative wird das Staatsministerium der Finanzen, fur Landesentwicklung und
Heimat zur Schaffung von Planstellen und Stellen fur Arbeitnehmer ermachtigt. ’Die Stellen erhalten den
Vermerk ,kw mit Auslaufen der Finanzierung®. lm Fall der Exzellenzinitiative kénnen gesetzliche und ar-
beitsvertraglich vereinbarte Beihilfeleistungen fir Beamte und Arbeitnehmer auf nach Satz 1 geschaffenen
Planstellen bzw. Stellen auch zulasten der Beihilfeansatze bei Kapitel 15 02 Titelgruppe 61 bis 65 gewahrt
werden, wenn die betreffenden Dienststellen im Gegenzug einen Beitrag in Héhe des Durchschnittsbetrags
der jahrlichen Beihilfe- und Verwaltungsaufwendungen pro Beihilfeanspruch an den Staatshaushalt abfiih-
ren; das Staatsministerium der Finanzen, fur Landesentwicklung und Heimat teilt den betroffenen Dienststel-
len die nach den Aufwendungen des Vorjahres zu bestimmenden Betrage mit.
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(7) 'Das Staatsministerium der Finanzen, fiir Landesentwicklung und Heimat wird zur Schaffung von
Planstellen und Stellen fiir Arbeithnehmer aus Zuwendungen Dritter und bis zu 50 v.H. der bei Kapitel 15 06
Titelgruppe 96 veranschlagten Mittel ermachtigt. ’Die Stellen aus Zuwendungen Dritter dirfen nur so lange
in Anspruch genommen werden, als die Personalaufwendungen, im Fall von Planstellen grundséatzlich mit
Versorgungszuschlag, von dritter Seite erstattet werden und die Anschlussfinanzierung gesichert ist.
*Gesetzliche und arbeitsvertraglich vereinbarte Beihilfeleistungen fliir Beamte und Arbeithnehmer auf nach
Satz 1 aus Zuwendungen Dritter geschaffenen Planstellen bzw. Stellen kénnen abweichend von Satz 2 auch
zulasten der Beihilfeansatze bei Kapitel 15 02 Titelgruppe 61 bis 65 gewahrt werden, wenn die betreffenden
Dienststellen im Gegenzug einen Beitrag in Hohe des Durchschnittsbetrags der jahrlichen Beihilfe- und Ver-
waltungsaufwendungen pro Beihilfeanspruch an den Staatshaushalt abfiihren; das Staatsministerium der
Finanzen, fur Landesentwicklung und Heimat teilt den betroffenen Dienststellen die nach den Aufwendungen
des Vorjahres zu bestimmenden Betrage mit. *Auf diesen Stellen geflhrtes Lehrpersonal hat grundsatzlich
die volle Lehrverpflichtung zu erbringen.

(8) 1Zuschléige zur Sicherung der Funktions- und Wettbewerbsfahigkeit gemal Art. 60 BayBesG sowie
Anwartersonderzuschlage gemaf Art. 78 BayBesG dirfen nur geleistet werden, soweit hierfir im Haus-
haltsplan Ausgabemittel veranschlagt sind. ?In den Haushaltsjahren 2015 und 2016 sind fir Zuschlage ge-
mafR Art. 60 BayBesG Ausgabemittel fir 196 Vergabembglichkeiten veranschlagt; Ausgabemittel fir Zu-
schlage gemal Art. 78 BayBesG sind nicht veranschlagt. “Die Vergabemdglichkeiten gemafl Art. 60 Bay-
BesG erhohen sich in den Haushaltsjahren 2015 und 2016 um jeweils 38 fiir den Geschéftsbereich des
Staatsministeriums der Finanzen, fir Landesentwicklung und Heimat, davon jeweils 18 fir das
IT-Dienstleistungszentrum, und um jeweils 66 fir die Werkfeuerwehr der TU Miinchen in Garching im Ge-
schéftsbereich des Staatsministeriums fur Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst auf insgesamt jeweils
300.

(9) Die im Haushaltsplan 2015 im Rahmen des Neuen Dienstrechts in Bayern kostenwirksam gehobenen
Stellen durfen erst ab 1. Juli 2015 in ihrer neuen Wertigkeit in Anspruch genommen werden.

(10) Das Staatsministerium fir Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten wird ermachtigt, im Einvernehmen
mit dem Staatsministerium der Finanzen, fir Landesentwicklung und Heimat kostenneutral bis zu 20 (Plan-)
Stellen innerhalb des Einzelplans 08 in das Kapitel 08 20 zur Errichtung eines Kompetenzzentrums fir Er-
nahrung umzusetzen, das verwaltungsmafig in die Landesanstalt fur Landwirtschaft eingebunden ist.

(11) Art. 68 Abs. 1 Satze 2 und 3 BayBesG sind mit der MalRgabe anzuwenden, dass jeweils an die Stelle
des Betrags ,12 200 000 €* der Betrag ,8 800 000 €“ und an die Stelle des Vomhundertsatzes ,0,2“ der
Vomhundertsatz ,0,14“ tritt.

(12) 'Das Staatsministerium der Finanzen, fiir Landesentwicklung und Heimat wird ermachtigt, im Einver-
nehmen mit den betroffenen Ressorts, zur Deckung des personellen Bedarfs in den Rechenzentren sowie
bei den Regierungen zur Einflihrung und fiir den Betrieb der elektronischen Akte (Plan-) Stellen aus den
Einzelplanen 02 bis 15 in die Kapitel 03 08, 06 04 und 06 21 umzusetzen und bei Bedarf kostenneutral um-
zuwandeln. “Die (Plan-) Stellen kénnen mit einem Vermerk versehen werden, der eine Rickumsetzung und
bzw. oder kostenneutrale Riickumwandlung vorsieht.

(13) 'Das Staatsministerium der Finanzen, fur Landesentwicklung und Heimat wird erméachtigt, im Einver-
nehmen mit den betroffenen obersten Dienstbehdrden, zur Deckung des personellen Bedarfs in der Unter-
bringungsverwaltung der Regierungen, in den Verwaltungsgerichten und in den sonstigen fir Asylbewerber
zustandigen staatlichen Behdrden (Plan-) Stellen, die der Stellenbindung gemaf Abs. 1 Satz 1 unterliegen,
umzusetzen und bei Bedarf kostenneutral umzuwandeln. 2Satz 1 gilt entsprechend fir Stellen, die nicht der
Stellenbindung gemaf Abs. 1 Satz 1 unterlieagen, aber fur die im Haushaltsplan der Abschluss unbefristeter
Beschaftigungsverhaltnisse zugelassen ist. “Die mit den umgesetzten (Plan-) Stellen korrespondierenden
Haushaltsmittel sind zusammen mit den (Plan-) Stellen umzusetzen. *Die (Plan-) Stellen kdnnen mit einem
Vermerk versehen werden, der eine Riickumsetzung und bzw. oder kostenneutrale Rickumwandlung vor-
sieht.

Art. 6a
Sperre frei werdender Stellen bis 1997

(entfallen)
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Art. 6b
Sperre frei werdender Stellen ab 2005

(1) "In den Jahren 2005 bis 2019 sind 9 000 frei werdende Stellen fiir Beamte, Richter und Arbeitnehmer
zu sperren (einschlieBlich der Stellen bei Titel 428 21, der Stellen bei Titel 428 22 des Einzelplans 08 und
der Stellen bei Titelgruppen der Einzelplane 03B und 12), und zwar je 750 Stellen in den Jahren 2005 bis
2008, je 600 Stellen in den Jahren 2009 bis 2013, 400 Stellen im Jahr 2014 und je 520 Stellen in den Jahren
2015 bis 2019. *Die Jahresraten kénnen unbegrenzt Gberschritten, jedoch jeweils nur um bis zu 75 Stellen
unterschrltten werden. *Die Gesamtunterschreitung darf zu kemem Zeitpunkt mehr als 450 Stellen betragen.

“Sie muss spatestens im Jahr 2019 ausgeglichen werden. °In die Sperre nicht einbezogen werden Stellen
fur Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst und Auszubildende sowie Leerstellen, Stellen fir abgeord-
nete Beamte und Ersatzstellen.

(2) Der Ausschuss fur Staatshaushalt und Finanzfragen des Landtags verteilt die Sperre nach Vorlage ei-
nes Berichts der Staatsregierung auf die Einzelplane; der Bericht ist fur jedes Jahr gesondert bis spatestens
1. April vorzulegen.

(3) Werden bei einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung durch einen externen Berater im Abschlussbericht
Méoglichkeiten fir einen Stellenabbau aufgezeigt, darf in den untersuchten Bereichen bis zu einer Entschei-
dung der Staatsregierung lber die Umsetzung der Untersuchungsergebnisse nur jede dritte frei werdende
Stelle wiederbesetzt werden.

(4) Das Staatsministerium der Finanzen, fir Landesentwicklung und Heimat wird erméachtigt, nahere
Bestimmungen zum Vollzug der Stellensperre zu erlassen.

(5) Die nach Abs. 1 und 2 gesperrten Stellen sind in den nachfolgenden Haushaltsplanen einzuziehen.

Art. 6¢
Beschaftigung schwerbehinderter Menschen

(1) "In den Jahren 2015 und 2016 sind jeweils 150 vorhandene freie und frei werdende Stellen gesperrt
und der Einstellung zusétzlicher schwerbehinderter Menschen vorbehalten, wobei eine Ubererfullung der
Quote des Vorjahres auf die Quote des Jahres 2015 bzw. des Jahres 2016 angerechnet werden kann. ’Die
Stellensperre verteilt sich auf die Ressorts im Verhaltnls ihres Anteils an den nach dem Teil 2 SGB IX mal3-
geblichen Arbeitsplatzen des Freistaates Bayern. ®Als Stellen im Sinn des Satzes 1 gelten alle Arbeitsplatze
im Sinn des Teils 2 SGB IX.

(2) 'Kénnen nach Abs. 1 gesperrte Stellen nicht mit neu eingestellten schwerbehinderten Menschen be-
setzt werden, so werden in entsprechendem Umfang Stellen, fur die gemal Art. 6 Abs. 1 Stellenbindung
besteht, nach Kap. 13 03 Tit. 422 05 umgesetzt. “Sie sind grundsatzlich entsprechend dem Stellenbestand
des jeweiligen Ressorts zu verteilen.

(3) Das Staatsministerium der Finanzen, fir Landesentwicklung und Heimat kann die Amtsbezeichnun-
gen, Wertigkeiten und Stellenzahlen der Stellen im Kap. 13 03 Tit. 422 05 kostenneutral andern.

(4) 'Das Staatsministerium der Finanzen, fir Landesentwicklung und Heimat setzt die Stellen im
Kap. 13 03 T|t 422 05 auf Antrag in andere Verwaltungen fiir die Neueinstellung schwerbehinderter Men-
schen um. *Scheidet ein neu eingestellter schwerbehinderter Mensch innerhalb von zehn Jahren nach der
Umsetzung aus dem Staatsdienst aus, fallt die umgesetzte Stelle wieder nach Kap. 13 03 Tit. 422 05 zurlck,
soweit sie nicht innerhalb eines Jahres wieder mit einem neu eingestellten schwerbehinderten Menschen
besetzt wird.

(5) 'Die Einzelheiten regelt das Staatsministerium der Finanzen, fur Landesentwicklung und Heimat im
Einvernehmen mit dem Staatsministerium fur Arbeit und Soziales, Familie und Integration. ’Art. 6b bleibt
unberuhrt.

Art. 6d
Ersatzstellen bei Altersteilzeit, begrenzter Dienstfahigkeit und bei Arbeitszeitmodellen

(1) Das Staatsministerium der Finanzen, fur Landesentwicklung und Heimat wird erméachtigt, Stellen aus-
zubringen, wenn Beamten die Arbeitszeit entsprechend §§ 27 und 29 Abs. 3 BeamtStG (begrenzte Dienst-
fahigkeit) herabgesetzt wird oder Teilzeitbeschaftigung nach Art. 91 Abs. 1 bis 3 BayBG (Altersteilzeit) bewil-
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ligt worden ist und jeweils ein Bedarf besteht, die durch die Herabsetzung der Arbeitszeit bzw. durch die
Gewahrung von Altersteilzeitbeschaftigung entstehenden personellen Kapazitatsverluste zu ersetzen (Er-
satzstellen).

(2) 'Als Ausgleich fur einen begrenzt dienstfahigen Beamten kann fur die Dauer der begrenzten Dienstfa-
higkeit eine Ersatzstelle in der gleichen Wertigkeit ausgebracht werden. ’Die Ersatzstelle fallt mit dem Ende
der begrenzten Dienstfahigkeit weg. *Die Ausbringung der Ersatzstelle ist auf den dem Gehaltsbruchteil ent-
sprechenden Stellenbruchteil beschrankt, der sich aus der Differenz der Besoldung gemaf Art. 7 BayBesG
und der Besoldung gemalf Art. 6 BayBesG ergibt. *Andert sich der Umfang der begrenzten Dienstfahigkeit,
andert sich der Stellenbruchteil entsprechend. ®Wird der Beamte wahrend der begrenzten Dienstfahigkeit
beférdert, andert sich die Wertigkeit des Stellenbruchteils entsprechend.

(3) 'Als Ausgleich fur einen Beamten in Altersteilzeit kann in den Fallen des Art. 91 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1
BayBG (Teilzeitmodell) mit Beginn der Altersteilzeitbeschaftigung, in den Fallen des Art. 91 Abs. 2 Satz 1
Nr. 2 BayBG (Blockmodell) mit Beginn der Freistellungsphase jeweils bis zum Ende der Altersteilzeitbeschaf-
tigung; eine Ersatzstelle in der Wertigkeit des Eingangsamts des Beamten in Altersteilzeit ausgebracht wer-
den. “Die Ersatzstelle kann auch bis zur Wertigkeit der Planstelle des Beamten in Altersteilzeit ausgebracht
werden, wenn die dadurch entstehenden Mehrkosten durch eine entsprechende Stellensperre bei den ge-
maf Art. 6 Abs. 1 Satz 1 gebundenen Stellen ausgeglichen werden. *Die Ersatzstelle fallt mit Ablauf der
Altersteilzeitbeschaftigung weg. “Die Ausbringung der Ersatzstelle ist im Fall des Blockmodells auf den
durchschnittlichen Stellenbruchteil, im Fall des Teilzeitmodells auf 40 v.H. des durchschnittlichen Stellen-
bruchteils beschrankt. *Der durchschnittliche Stellenbruchteil entspricht dem durchschnittlichen Gehalts-
bruchteil der letzten flnf Jahre vor Beginn der Altersteilzeitbeschaftigung.

(4) 'Der Unterschied zwischen dem durch den Beamten in Altersteilzeit ohnehin belegten Stellenanteil und
dem durchschnittlichen Stellenbruchteil im Sinn des Abs. 3 Satz 5 ist bis zum Wegfall der Ersatzstelle ge-
sperrt. 2lm Anschluss daran kann der durchschnittliche Stellenbruchteil nach Ablauf der Wiederbesetzungs-
sperre (Art. 6 Abs. 2) wieder besetzt werden.

(5) Fur Lehrer an o6ffentlichen Schulen ist fir jeden Altersteilzeitfall, bei dem eine Ersatzstelle ausgebracht
wird, ein Bruchteil von '/;5 einer Planstelle mindestens in der Wertigkeit des Eingangsamts des Beamten in
Altersteilzeit zu sperren, wenn der Beginn der Altersteilzeitbeschaftigung vor dem 1. Januar 2004 liegt; be-
ginnt die Altersteilzeitbeschaftigung nach dem 31. Dezember 2003, betragt die Sperre 2.

(6) 'Abs. 1 bis 4 gelten fur die Altersdienstermafliigung bei Richtern (Art. 8¢ BayRiG) und fiir die begrenzte
Dienstfahigkeit bei Richtern (Art. 78a BayRiG) entsprechend. *Der durchschnittliche Stellenbruchteil im Sinn
des Abs. 3 Satz 5 entspricht in den Fallen des Art. 8c Abs. 2 Nr. 1 BayRiG (Teilzeitmodell), in den Fallen des
Art. 8c Abs. 2 Nr. 2 BayRiG (Blockmodell) und in den Fallen des Art. 8¢ Abs. 3 Satz 1 BayRiG (modifiziertes
Blockmodell) dem durchschnittlichen Gehaltsbruchteil der letzten finf Jahre vor Beginn der Altersdienster-
maRigung, hdchstens jedoch dem durchschnittlichen Gehaltsbruchteil der letzten zwei Jahre vor Beginn der
AltersdienstermaBigung. °Die Ausbringung der Ersatzstelle ist in den Fallen des modifizierten Blockmodells
zeitlich auf die Freistellungsphase und im Umfang auf den durchschnittlichen Stellenbruchteil beschrankt.
*Ist in den Fallen des modifizierten Blockmodells die Differenz aus dem fiktiven Stellenbruchteil, der dem
wahrend der Arbeitsphase durchschnittlich geleisteten tatsdchlichen Dienst-Anteil entspricht, und dem
durchschnittlichen Stellenbruchteil gréRer als Null, ist diese Differenz vorrangig wahrend der Arbeitsphase
wertmafig zu sperren.

(7) 'Das Staatsministerium der Finanzen, fir Landesentwicklung und Heimat wird ermachtigt, bei Arbeits-
zeitmodellen mit einer I&ngerfristigen ungleichmafRigen Verteilung der regelmafigen Arbeitszeit, die zu einer
zeitweisen volligen Freistellung von der Arbeitsleistung (Freistellungsphase) fuhren, fur die Dauer der Frei-
stellungsphase eine Ersatzstelle auszubringen. ’Die Ersatzstelle wird in der Wertigkeit des Bediensteten
ausgebracht, der das Arbeitszeitmodell in Anspruch nimmt. *Der Umfang der Ersatzstelle ist auf den Stellen-
bruchteil begrenzt, der dem wahrend des Arbeitszeitmodells auferhalb der Freistellungsphase durchschnitt-
lich geleisteten tatsachlichen Arbeitszeitanteil entspricht. *Die Ersatzstelle kann nur mit einem bis zur Been-
digung der Freistellung zeitlich befristet beschaftigten Bediensteten besetzt werden. °Auf einer fir einen
Beamten oder Richter ausgebrachten Ersatzstelle kann stattdessen ein Beamter oder Richter in der Wertig-
keit des Eingangsamts des Beamten, der das Arbeitszeitmodell in Anspruch nimmt, beschaftigt werden,
sofern nach dem Wegfall der Ersatzstelle eine sofortige Ubernahme dieses Beamten auf anderweitig frei
werdenden, besetzbaren Planstellen gesichert ist. 6Zum Ausgleich fur die Ersatzstelle ist die Stelle des Be-
diensteten, der das Arbeitszeitmodell in Anspruch nimmt, wahrend der Gesamtdauer des Arbeitszeitmodells
in Héhe des Unterschieds zwischen dem durch den Bediensteten ohnehin belegten Stellenanteil und dem
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Stellenanteil, der dem aulerhalb der Freistellungsphase durchschnittlich geleisteten tatsachlichen Arbeits-
zeitanteil entspricht, zu sperren.

(8) 'Uber den welteren Verbleib der nach Abs. 1 bis 7 ausgebrachten Stellen ist im nachsten Haushalts-
plan zu bestimmen. ’Das Staatsministerium der Finanzen, fiir Landesentwicklung und Heimat wird erméach-
tigt, in besonderen Fallen Ausnahmen zuzulassen sowie nahere Bestimmungen zum Vollzug zu erlassen.

(9) Wenn Beamte die Altersteilzeit vor dem 1. Januar 2010 angetreten haben und als Ausgleich Ersatz-
stellen ausgebracht werden oder wurden, gelten insoweit Abs. 1 bis 8 in der am 31. Dezember 2009 gelten-
den Fassung entsprechend.

Art. 6e
Sperre frei werdender Stellen im Rahmen der Verlangerung der Arbeitszeit und der
Unterrichtspflichtzeit

(entfallen)

Art. 6f
Sperre frei werdender Stellen im Rahmen der Verlangerung der Arbeitszeit der Arbeitnehmer

(1) "Im Rahmen der Verlangerung der Arbe|tsze|t der Arbeitnehmer sind insgesamt 500 frei werdende
Stellen fir Arbeltnehmer zu sperren (6f-Sperre). %In die 6f- Sperre kénnen vergleichbare Planstellen einbezo-
gen werden. ®In die 6f-Sperre nicht einbezogen werden Stellen der staatlichen Schulen im Einzelplan 05, der
staatlichen Hochschulen, der staatlichen Kliniken und Krankenhauser, der Theater und Bihnen, der Stra-
Benme|stere|en und Autobahnmeistereien sowie Leerstellen, Stellen fir abgeordnete Beamte und Ersatz-
stellen. *In die 6f- -Sperre sollen die Stellen fir Auszubildende nicht einbezogen werden.

(2) 'Die 6f-Sperre verteilt sich wie folgt auf die Einzelplane (Sperrekontingente), wobei bei Stellenumset-
zungen zwischen den Einzelplanen entsprechende anteilige Sperrekontingente auf die aufnehmende Ver-
waltung Ubergehen kénnen:

Einzelplan Sperrekontingente Einzelplan Sperrekontingente
02 1 07 2
03A 164 08 44
03B 26 10 19
04 80 12 67
05 5 15 23
06 69 Summe 500

’Das Staatsministerium der Finanzen, fir Landesentwicklung und Heimat wird erméachtigt, anhand der der-
zeitigen Stellenstruktur die Sperrekontingente in monetare oder vergleichbare Einheiten umzurechnen und
entsprechend dieser Einheiten die 6f-Sperre zu vollziehen. *Die 6f-Sperre sowie die Sperrekontingente kon-
nen daher von den in Abs. 1 und Satz 1 genannten absoluten Zahlen abweichen.

(3) Die nach Abs. 1 und 2 gesperrten Stellen sind in den nachfolgenden Haushaltsplanen einzuziehen.

(4) 'Das Staatsministerium der Finanzen, fir Landesentwicklung und He|mat wird ermachtigt, ndhere
Bestimmungen zum Vollzug der 6f-Sperre und Sperrekontingente zu erlassen. “Art. 6b und 6¢ bleiben unbe-
rahrt.

Art. 6g
Besetzung von Stellen fiir Arbeitnehmer

(1) Abweichungen bei der Stellenbesetzung, die durch die Entgeltordnung (Anlage A zum TV-L in der ab
1. Januar 2012 geltenden Fassung) oder durch die Stellenplaniberleitung gemaf Art. 6 Abs. 10 des Haus-
haltsgesetzes 2007/2008 bedingt sind, sind mit Zustimmung des Staatsministeriums der Finanzen, fir Lan-
desentwicklung und Heimat mdglich.
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(2) 'Waren Stellen auf Grund der Entgeltordnung in der ab 1. Januar 2012 geltenden Fassung abzusen-
ken gewesen oder sind Stellen auf Grund dieser neuen Entgeltordnung abzusenken, dirfen diese bei einer
Neubesetzung nur in der entsprechenden niederwertigen Entgeltgruppe besetzt werden. *Ausnahmen in
besonderen Fallen bedirfen der Zustimmung des Staatsministeriums der Finanzen, fiur Landesentwicklung
und Heimat; sie sollen kostenneutral erfolgen. *Die Stellen sollen im nachsten Haushaltsplan abgesenkt
werden. “Satze 1 bis 3 gelten nicht soweit im Haushaltsplan fiir diese Arbeithnehmer Umwandlungsvermerke
(Art. 21 Abs. 2 BayHO) ausgebracht wurden.

(3) 'Abs. 1 und 2 gelten nur fur Stellen, die gemal Art. 6 Abs. 1 Satz 1 der Stellenbindung unterliegen o-
der fiir verbindlich erklart wurden. ?Art. 6 Abs. 1 und 3 bleiben unberiihrt.

Art. 6h
Besetzung von Stellen bei Familienpflegezeit

'Bei Inanspruchnahme von Familienpflegezeit nach dem Familienpflegezeitgesetz kann abweichend von
Art. 49 Abs. 2 Satz 3 BayHO in den Fallen, in denen gemal Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Stellenbindung besteht, bei
der Stellenbesetzung wahrend der Pflegephase und der Nachpflegephase statt auf den jeweiligen Gehalts-
bruchteil auf einen durchschnittlichen Arbeitszeitanteil aus Pflegephase und Nachpflegephase abgestellt
werden. 2Art. 6d ist nicht anwendbar.

Art. 6i
Weitere Stellenhebungen im Rahmen des Neuen Dienstrechts

'Das Staatsministerium der Finanzen, fir Landesentwicklung und Heimat wird im Rahmen einer Stellen-
plandberleitung ermachtigt, im Einvernehmen mit dem Ausschuss flir Staatshaushalt und Finanzfragen des
Landtags im Stellenplan des Haushaltsjahres 2016 Stellenhebungen in Héhe von insgesamt 10 000 000 €
(Jahreskosten) vorzunehmen. ’Davon entfallen auf den

1. Einzelplan 01 (Geschaftsbereich des Landtags) Stellenhebungen in Héhe von 3 000 €,

2. Einzelplan 02 (Geschaftsbereich des Ministerprasidenten und der Staatskanzlei) Stellenhebungen in H6-
he von 7 000 €,

3. Einzelplan 03A (Geschaftsbereich des Staatsministeriums des Innern, fir Bau und Verkehr — Allgemeine
Innere Verwaltung —) Stellenhebungen in Héhe von 1 923 000 €,

4. Einzelplan 03B (Geschéftsbereich des Staatsministeriums des Innern, fir Bau und Verkehr — Staatsbau-
verwaltung —) Stellenhebungen in Héhe von 89 000 €,

5. Einzelplan 04 (Geschéaftsbereich des Staatsministeriums der Justiz) Stellenhebungen in Hbéhe von
667 000 €,

6. Einzelplan 05 (Geschéaftsbereich des Staatsministeriums fur Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst
— Bildung und Kultus —) Stellenhebungen in Héhe von 5 604 000 €,

7. Einzelplan 06 (Geschéaftsbereich des Staatsministeriums der Finanzen, fir Landesentwicklung und Hei-
mat) und auf den Einzelplan 13 (Allgemeine Finanzverwaltung, soweit im Zustandigkeitsbereich des
Staatsministeriums der Finanzen, fur Landesentwicklung und Heimat) Stellenhebungen in HOhe von
1 076 000 €,

8. Einzelplan 07 (Geschaftsbereich des Staatsministeriums fir Wirtschaft und Medien, Energie und Techno-
logie) Stellenhebungen in Héhe von 15 000 €,

9. Einzelplan 08 (Geschéftsbereich des Staatsministeriums fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten) Stel-
lenhebungen in Hohe von 167 000 €,

10.Einzelplan 10 (Geschéftsbereich des Staatsministeriums fir Arbeit und Soziales, Familie und Integration)
Stellenhebungen in Héhe von 92 000 €,

11.Einzelplan 11 (Geschéftsbereich des Bayerischen Obersten Rechnungshofs) Stellenhebungen in Hohe
von 7 000 €,

12.Einzelplan 12 (Geschéaftsbereich des Staatsministeriums fir Umwelt und Verbraucherschutz) Stellenhe-
bungen in Hohe von 97 000 €,
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13.Einzelplan 14 (Geschaftsbereich des Staatsministeriums fir Gesundheit und Pflege) Stellenhebungen in
Hoéhe von 10 000 €,

14.Einzelplan 15 (Geschaftsbereich des Staatsministeriums fir Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst
— Wissenschaft und Kunst —) Stellenhebungen in Héhe von 243 000 €.

®Die kostenwirksam gehobenen Stellen dirfen erst ab 1. November 2016 in ihrer neuen Wertigkeit in An-
spruch genommen werden.

) Art. 7
Ubertragung von Ausgaben

(1) Ausgabereste und Haushaltsvorgriffe konnen mit Einwilligung des Staatsministeriums der Finanzen,
fur Landesentwicklung und Heimat auf fiir gleiche Zwecke, aber mit anderer Bezeichnung und Titelnummer,
im Haushaltsplan vorgesehene Titel Ubertragen werden.

(2) Das Staatsministerium der Finanzen, fur Landesentwicklung und Heimat kann unbeschadet der Rege-
lung in Art. 45 Abs. 3 BayHO unverbrauchte Mittel aus Ubertragbaren Ausgabebewilligungen der Haushalts-
plane 2015 und 2016 einziehen, soweit dies zur Vermeidung oder Verminderung eines Fehlbetrags erforder-
lich ist.

(3) Abs. 2 gilt nicht fir Ubertragbare Ausgabebewilligungen, soweit bei diesen Ansatzen zweckgebundene
Einnahmen (Art. 8 Nr. 1 BayHO) ihrem Verwendungszweck noch nicht zugefiihrt wurden.

Art. 8
Sonstige Erméachtigungen und Regelungen

(1) Folgende Regelungen und Ermachtigungen gelten weiter:
Art. 4 Abs. 4 des Haushaltsgesetzes 1971/1972,
Art. 8 Abs. 4 des Haushaltsgesetzes 1979/1980,
Art. 8 Abs. 4 des Haushaltsgesetzes 1981/1982,
Art. 8 Abs. 3 des Haushaltsgesetzes 1993/1994,

Art. 8 Abs. 6 und 12 des Gesetzes Uber die Feststellung des Haushaltsplans des Freistaates Bayern fir
die Haushaltsjahre 2009 und 2010 (Haushaltsgesetz — HG — 2009/2010) vom 14. April 2009 (GVBI S. 86,
BayRS 630-2-17-F), geandert durch § 1 des Gesetzes vom 12. April 2010 (GVBI S. 169),

6. Art. 8 Abs. 6 und 7, 10 bis 12 und 15 des Gesetzes uber die Feststellung des Haushaltsplans des Frei-
staates Bayern fur die Haushaltsjahre 2011 und 2012 (Haushaltsgesetz — HG — 2011/2012) vom 14. April
2011 (GVBI S. 150, BayRS 630-2-18-F), zuletzt gedndert durch § 5 Abs. 3 Nr. 1 des Gesetzes vom
23. Mai 2014 (GVBI S. 190), und

7. Art. 8 Abs. 2a Satz 3, Abs. 6, 7 und 9 bis 11 des Gesetzes Uber die Feststellung des Haushaltsplans des
Freistaates Bayern fir die Haushaltsjahre 2013 und 2014 (Haushaltsgesetz 2013/2014 — HG 2013/2014)
vom 18. Dezember 2012 (GVBI S. 686, BayRS 630-2-19-F), zuletzt geandert durch § 1 des Gesetzes
vom 23. Mai 2014 (GVBI S. 190).

o~ w0 bd =

(2) 'Das Staatsministerium des Inneren, fiir Bau und Verkehr wird ermachtigt, flr Vorhaben zur Durchfiih-
rung von EnergieeinsparmalRnahmen in bestehenden staatlichen Gebauden dem Abschluss von Perfor-
mance-Contracting-Vertragen mit einem Gesamtvolumen von bis zu 10 Mio. € jahrlich zuzustimmen, wenn
samtliche entstehenden Kosten, einschlie8lich Zins- und Tilgungsaufwand, innerhalb einer Vertragslaufzeit
von maximal zw0lIf Jahren aus den erwarteten Energieeinsparungen getragen werden kénnen und die Wirt-
schaftlichkeit gewahrleistet ist. ’Dabei kann eine einwendungs- und einredefreie Forfaitierung der Grundver-
gutung bis zu einem Anteil von hdchstens 70 v.H. zugelassen werden. %|st der Anteil der laufenden Zah-
lungsverpflichtungen, der auf die getatigten Investitionen des Contractors in technische Gerate, Anlagen und
Sachen entfallt, geringer, gilt der niedrigere Vomhundertwert.

(2a) 'Das Staatsministerium der Finanzen, fiir Landesentwicklung und Heimat wird erméchtigt, zum Bezug
von Nutzenergie fiir staatliche Gebaude im Weg von Energieliefer-Contracting dem Abschluss von Vertragen
des Freistaates Bayern zuzustimmen, die eine einwendungs- und einredefreie Forfaitierung von bis zu
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100 v.H. des die Investitionen abbildenden Grundpreises der vertragsgegenstandlichen Energielieferung
vorsehen, wenn der Freistaat Bayern unbelastetes Eigentum an samtlichen Sachen erhalt, die der Contrac-
tor zur Erfullung seiner Verpflichtungen aus dem Energieliefer-Contracting-Vertrag einbringt oder mit einem
Grundstuck des Freistaates Bayern verbindet. ’Soweit die Summe der Raten des die Investitionskosten ab-
bildenden Grundpreises im Einzelfall 1 Mio. € bezogen auf die Vertragslaufzeit nicht Uberschreitet, gilt die
Erméachtigung nach Satz 1 bis zu einem Gesamtvolumen von 10 Mio. €; das Gesamtvolumen bemisst sich
nach der Jahressumme des die Investitionskosten abbildenden Grundpreises aus den Energieliefer-
Contracting-Vertragen.

(3) 'Die Bestande der Rucklagen und Sondervermogen bei den Kapiteln 80 01 bis 80 37 kénnen bis zu ih-
rer Inanspruchnahme im Rahmen der Liquiditatssteuerung des Gesamthaushalts eingesetzt werden. “Soweit
dadurch oder aus sonstigen liquiditdtsmaRigen Grinden die bestehende Kreditermachtigung fur die An-
schlussfinanzierung auslaufender Altschulden noch nicht beansprucht werden muss, kann sie in die folgen-
den Haushaltsjahre Ubertragen werden.

(4) Nach Art. 63 Abs. 5 BayHO in Verbindung mit Art. 63 Abs. 3 Satz 2 BayHO wird zugelassen, dass Be-
treibern von Kinderbetreuungseinrichtungen Raumlichkeiten in staatseigenen Liegenschaften gegen einen
verbilligten Mietzins oder unter vollstandigem Verzicht auf einen Mietzins Uberlassen werden, wenn

1. der Elternbeitrag fiir den Besuch den in der jeweiligen kommunalen Beitragssatzung festgelegten Be-
suchsbeitrag, hilfsweise den durchschnittlichen Besuchsbeitrag freigemeinnitziger Trager in der Ge-
meinde, nicht Uberschreitet und

2. in der Kindertageseinrichtung Betreuungsplatze fir Kinder von staatlichen Bediensteten bereitgehalten
werden.

(5) Nach Art. 63 Abs. 5 BayHO in Verbindung mit Art. 63 Abs. 3 Satz 2 BayHO wird das Staatsministerium
der Justiz erméchtigt, der Stiftung ,Internationale Akademie Nulrnberger Prinzipien®, die von ihr genutzten
Raumlichkeiten im Ostfligel des Justizgebaudes in Nirnberg, Further Stralle 110-112 auf Dauer und unent-
geltlich zu Uberlassen.

(6) 'Das Staatsministerium des Innern, fiir Bau und Verkehr wird ermachtigt, die Abgabe von Garantieer-
klarungen im Rahmen der Ausschreibungen von Verkehrsleistungen im Schienenpersonennahverkehr

1. fur das Projekt ,Dieselnetz Nurnberg“ bis zu einem Betrag von 240 Mio. €,

2. fur das Projekt ,E-Netz Augsburg® bis zu einem Betrag von 520 Mio. €,

3. fur das Projekt ,Linienstern MUhldorf* bis zu einem Betrag von 310 Mio. € und
4. fur das Projekt ,E-Netz Allgau® bis zu einem Betrag von 250 Mio. €

anzubieten, mit denen es fur die ordnungsgemafe Leistung der Leasingraten durch das Eisenbahnver-
kehrsunternehmen gegeniiber dem Finanzierer der Schienenfahrzeuge einsteht (Kapitaldienstgarantie). *Die
Laufzeit der Garantie darf maximal 24 Jahre betragen. Damit verbunden ist die Verpflichtung, den Wieder-
einsatz der Schienenfahrzeuge wahrend der Amortisationszeit von 24 Jahren zu garantieren (Wiederein-
satzgarantie).

(7) 'Das Staatsministerium des Innern, fiir Bau und Verkehr wird ermachtigt, die Durchfinanzierung der
2. S-Bahn-Stammstrecke Minchen gemaR Bau- und Finanzierungsvertrag bis zu einem Betrag von
1 950 Mio. € zu erklaren, soweit die Voraussetzungen dazu eingetreten sind und der Bund sich an den No-
minalisierungseffekten aus der Anpassung des Realisierungszeitplans beteiligt. Der Betrag erhoht sich auf
bis zu 2 145 Mio. €, soweit sich auf Grund der Kostenermittlung Kostensteigerungen von bis zu 10 v.H. der
geschatzten Baukosten abzeichnen; die Inanspruchnahme der erhdhten Erméachtigung bedarf der Zustim-
mung des Ausschusses fur Staatshaushalt und Finanzfragen.

(8) Das Staatsministerium fur Wirtschaft und Medien, Energie und Technologie wird ermachtigt, der
Fraunhofer-Gesellschaft zur Forderung der angewandten Forschung e. V. unentgeltlich ein Erbbaurecht von
insgesamt ca. 15 100 m? an dem staatseigenen Grundstiick Flurstlick-Nr. 1000/2 Gemarkung Gdggingen
(Baufeld 44) fur die Ansiedlung von Forschungseinrichtungen einzuraumen.
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Art. 9
Anderung des Bayerischen Beamtengesetzes

Das Bayerische Beamtengesetz (BayBG) vom 29. Juli 2008 (GVBI S. 500, BayRS 2030-1-1-F), zuletzt
geandert durch § 1 Nr. 59 der Verordnung vom 22. Juli 2014 (GVBI S. 286), wird wie folgt gedndert:

1. Die Inhaltsibersicht wird wie folgt geandert:
a) Es wird folgender Art. 97 eingefiigt:
LArt. 97 Erfullungsiibernahme bei Schmerzensgeldanspriichen®.
b) Es wird folgender Art. 144 eingeflgt:
LArt. 144 Ubergangsregelung zur Beihilfe®.

2. In Art. 6 Abs. 3 Satz 4 werden die Worte ,Polizeibeamte und Polizeibeamtinnen® durch die Worte ,Beam-
te und Beamtinnen der Polizei und des Landesamtes fur Verfassungsschutz” ersetzt.

3. Es wird folgender Art. 97 eingefugt:

JArt. 97
Erflllungsibernahme bei Schmerzensgeldanspriichen

(1) 'Hat der Beamte oder die Beamtin wegen eines tatlichen rechtswidrigen Angriffs, den er oder sie in
Ausilibung des Dienstes oder auRerhalb des Dienstes wegen der Eigenschaft als Beamter oder Beamtin
erleidet, einen rechtskraftig festgestellten Anspruch auf Schmerzensgeld gegen einen Dritten, kann der
Dienstherr auf Antrag die Erflillung dieses Anspruchs bis zur Hohe des festgestellten Schmerzensgeldbe-
trags Ubernehmen, soweit dies zur Vermeidung einer unbilligen Harte notwendig ist. ’Der rechtskraftigen
Feststellung steht ein Vergleich nach § 794 Abs. 1 Nr. 1 ZPO gleich, sobald er unwiderruflich und der
Hbéhe nach angemessen ist.

(2) "Eine unbillige Harte liegt insbesondere vor, wenn die Vollstreckung liber einen Betrag von mindes-
tens 500 € erfolglos geblieben ist. “Der Dienstherr kann die Erfilllungsiibernahme verweigern, wenn auf
Grund desselben Sachverhalts eine einmalige Unfallentschadigung (Art. 62 BayBeamtVG) oder Unfall-
ausgleich (Art. 52 BayBeamtVG) gezahlt wird.

(3) 'Die Ubernahme der Erflllung ist innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Jahren nach Rechtskraft
des Urteils schriftlich unter Nachweis der Vollstreckungsversuche zu beantragen. *Die Entscheidung trifft
die oberste Dienstbehdrde, bei Staatsbeamten die Pensionsbehdrde (Art. 9 Abs. 2 BayBeamtVG).
*Soweit der Dienstherr die Erfullung tbernommen hat, gehen Anspriche gegen Dritte auf ihn Uber. “Der
Ubergang der Anspriiche kann nicht zum Nachteil des oder der Geschadigten geltend gemacht werden.*

4. Es wird folgender Art. 144 eingeflgt:

) JArt. 144
Ubergangsregelung zur Beihilfe

Nur Arbeitnehmern im Dienst der in Art. 1 Abs. 1 genannten Korperschaften, Anstalten und Stiftungen,
deren Arbeitnehmer- oder Ausbildungsverhaltnis bereits vor dem 1. Januar 2001 begriindet wurde, wird
fur die Fortdauer des Arbeitnehmerverhaltnisses weiterhin Beilhilfe nach Art. 20 Abs. 3 BayBesG in der
bis zum 31. Dezember 2000 geltenden Fassung gewahrt.”
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Art. 10
Anderung des Bayerischen Besoldungsgesetzes

Das Bayerische Besoldungsgesetz (BayBesG) vom 5. August 2010 (GVBI S. 410, ber. S. 764, BayRS
2032-1-1-F), zuletzt geédndert durch § 2 des Gesetzes vom 23. Mai 2014 (GVBI S. 190), wird wie folgt gedn-
dert:

1. Art. 107a Abs. 3 wird aufgehoben.
2. Anlage 1 Besoldungsordnungen wird wie folgt geandert:
a) Besoldungsgruppe B 3 wird wie folgt geandert:

aa) Nach dem Amt ,Direktor, Direktorin des Hauses der Bayerischen Geschichte* wird das Amt ,Di-
rektor, Direktorin des IT-Dienstleistungszentrums beim Landesamt fir Vermessung und Geoin-
formation® eingefiigt.

bb) Das Amt ,Prasident, Prasidentin der Staatlichen Fuhrungsakademie fir Erndhrung, Landwirt-
schaft und Forsten” wird gestrichen.

cc) Fulinote 7 wird aufgehoben.
b) Besoldungsgruppe B 4 wird wie folgt geandert:

aa) Bei dem Amt ,Prasident, Prasidentin der Monumenta Germaniae Historica“ wird die Ful3note e
angefigt.

bb) Nach dem Amt ,Prasident, Prasidentin der Monumenta Germaniae Historica“ wird das Amt ,Pra-
sident, Prasidentin der Staatlichen Filhrungsakademie fir Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten®
eingeflgt.

cc) Es wird folgende Fulinote 4 angeflgt:

Y Soweit der Amtsinhaber oder die Amtsinhaberin zugleich Professor oder Professorin ist, kann
abweichend von Art. 5 Satz 1 die Besoldung aus dem zuerst tbertragenen Amt gewahrt wer-
den. Dies gilt auch fir befristete Leistungsbeziige fir die Dauer der Befristung.®

¢) In der Besoldungsgruppe R 3 wird in FuBnote 5 der Schlusspunkt durch ein Semikolon ersetzt und
folgender Halbsatz angefugt:

.erhalt als der standige Vertreter oder die standige Vertreterin eines Leitenden Oberstaatsanwalts o-
der einer Leitenden Oberstaatsanwaltin der Besoldungsgruppe R 6 eine Amtszulage nach Anlage 4.

d) Besoldungsgruppe R 4 wird wie folgt gedndert:

aa) Bei dem Amt ,Leitender Oberstaatsanwalt, Leitende Oberstaatsanwaltin™ wird die FuRnote ,**
angefugt.

bb) Es wird folgende Fulinote 5 angefigt:

2 Als der standige Vertreter oder die standige Vertreterin eines Generalstaatsanwalts oder einer
Generalstaatsanwaltin der Besoldungsgruppe R 7.¢

3. Anlage 2 wird wie folgt geandert:

a) Bei der Amtsbezeichnung ,Inspektor, Inspektorin® wird in der Spalte ,Zusatze“ nach dem Zusatz ,Jus-
tiz-“ der Zusatz ,Justizsicherheits-“ eingefiigt.

b) Bei der Amtsbezeichnung ,Amtsrat, Amtsratin“ wird in der Spalte ,Zusatze nach dem Zusatz ,Garten-*
der Zusatz - im Justizvollzugsdienst® eingeflgt.

4. Anlage 4 wird wie folgt geandert:
a) Die Rechtsgrundlage Art. 34 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 erhalt folgende Fassung:

Rechtsgrundlage Betrag in Euro,
(BayBesG, Bayerische Besoldungsordnungen) Vomhundertsatz
Art. 34 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 139,23
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b) Die Besoldungsgruppe A 6 erhalt folgende Fassung:

Besoldungsgruppe Fufinote Betrag in Euro,
Vomhundertsatz
A6 3 50 v.H. des Unterschiedsbetrags zwischen

dem Endgrundgehalt der Besoldungsgrup-
pe A 6 und dem Endgrundgehalt der Be-

soldungsgruppe A 7
c) Die Besoldungsgruppe R 3 erhalt folgende Fassung:
Besoldungsgruppe Fufinote Betrag in Euro,
Vomhundertsatz
R3 5, 10 205,88

Art. 11
Anderung des Bayerischen Beamtenversorgungsgesetzes

Das Bayerische Beamtenversorgungsgesetz (BayBeamtVG) vom 5. August 2010 (GVBI S. 410, 528, ber.
S. 764, BayRS 2033-1-1-F), zuletzt geandert durch § 1 Nr. 92 der Verordnung vom 22. Juli 2014 (GVBI
S. 286), wird wie folgt geandert:

1. In der Inhaltsiibersicht wird nach Art. 114 folgender Art. 114a eingeflgt:
LArt. 114a Kindererziehungszuschlag fir vor 1992 geborene Kinder*.
2. Art. 13 Abs. 5 Satz 3 Halbsatz 1 erhalt folgende Fassung:

,Die Erklarung ist von der fur die Vergabe von Hochschulleistungsbezigen zustandigen Stelle abzugeben
und nur wirksam, wenn sie in schriftlicher Form bei der Vergabe des Hochschulleistungsbezugs abgege-
ben wird;“.

3. In Art. 23 Abs. 1 Satz 1 und Art. 53 Abs. 2 Halbsatz 1 wird jeweils die Zahl ,,60.“ durch die Zahl ,62.“ er-
setzt.

4. In Art. 71 Abs. 9 Satz 1 wird das Wort ,zwolf* durch die Zahl 24" ersetzt.
5. In Art. 103 Abs. 2 Satze 1 und 2 wird jeweils das Wort ,sechs” durch das Wort ,.zwolf* ersetzt.
6. In Art. 106 wird folgender Abs. 4 angefugt:

»(4) Gilt fir Beamte und Beamtinnen, die wegen Dienstunfahigkeit in den Ruhestand versetzt werden,
die besondere Altersgrenze nach Art. 143 Abs. 2 BayBG, tritt diese in Art. 23 Abs. 1 und Art. 53 Abs. 2
jeweils an die Stelle des 62. Lebensjahres.*

7. Art. 113a Abs. 3 wird wie folgt gedndert:
a) Satz 2 wird wie folgt gedndert:

aa) In der Formel werden die Worte ,GG W n Stufe my¢3* durch die Worte ,GG W n Endstufe,q3“ er-
setzt.

bb) In den Erlduterungen zur Formel werden die Worte

,GG W n Stufe mypq3 = Grundgehalt der Besoldungsgruppe W 2 oder W 3 und der zugeord-
neten Stufe am 1. Januar 2013“

durch die Worte

,GG W n Endstufeypi3 =  Grundgehalt der Endstufe der Besoldungsgruppe W 2 oder W 3 am
1. Januar 2013; dabei bleibt die lineare Anpassung der Besoldung
nach Art. 110 Abs. 1 BayBesG zum 1. Januar 2013 aul3er Betracht.”

ersetzt.
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b) Es wird folgender neuer Satz 3 eingeflgt:
,’Die umgerechneten Héchstgrenzen beziehen sich auf das jeweilige Endgrundgehalt.”
c) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4.
8. Nach Art. 114 wird folgender Art. 114a eingeflugt:

JArt. 114a
Kindererziehungszuschlag fiir vor 1992 geborene Kinder

(1) Den am 1. Januar 2015 vorhandenen Versorgungsempfangern ist ein den Versorgungsbeziigen
zugrunde liegender Kindererziehungszuschlag nach Art. 71 Abs. 9 ab dem 1. Januar 2015 auf der Grund-
lage des ab diesem Zeitpunkt geltenden Bemessungszeitraums zu gewahren.

(2) 'Den am 1. Januar 2015 vorhandenen Versorgungsempfangern, deren ruhegehaltfahiger Dienstzeit
eine Zeit des Erziehungsurlaubs oder der Kindererziehung nach Art. 103 Abs. 2 oder nach § 6 Abs. 1
Satze 4 und 5 BeamtVG in der bis zum 31. Dezember 1991 geltenden Fassung zugrunde liegt, ist ab
dem 1. Januar 2015 auf Antrag ein Zuschlag zum Ruhegehalt zu gewahren. *Der Zuschlag berechnet
sich mit 0,9 v.H. der ruhegehaltfahigen Bezlge fir die Erziehung des Kindes vom siebten bis einschlie3-
lich des zwodlften Lebensmonats abziiglich des auf diesen Zeitraum entfallenden Anteils des Ruhe%ehalts;
Teilmonate sind taggenau zu berechnen, Art. 26 Abs. 1 Satze 3 und 4 gelten entsprechend. “Art. 71
Abs. 7 und 8 gelten entsprechend.”

) Art. 12
Anderung des Leistungslaufbahngesetzes

Das Gesetz Uber die Leistungslaufbahn und die Fachlaufbahnen der bayerischen Beamten und Beamtin-
nen (Leistungslaufbahngesetz — LIbG) vom 5. August 2010 (GVBI S. 410, 571, BayRS 2030-1-4-F), zuletzt
geandert durch § 1 Nr. 62 der Verordnung vom 22. Juli 2014 (GVBI S. 286), wird wie folgt geandert:

1. In der Inhaltsiibersicht werden die Anlagen 3 und 4 aufgehoben.

2. Art. 70 wird wie folgt geandert:
a) Abs. 4 Satze 1 bis 3 werden aufgehoben; die Satznummerierung im bisherigen Satz 4 entfallt.
b) Abs. 6 wird aufgehoben.

3. Anlagen 3 und 4 werden aufgehoben.

Art. 13
Anderung des Gesetzes iiber die Bildung von Versorgungsriicklagen im Freistaat Bayern

Art. 20 des Gesetzes Uber die Bildung von Versorgungsricklagen im Freistaat Bayern (BayVersRuickIG)
vom 11. Dezember 2012 (GVBI S. 613, BayRS 2032-0-F), gedndert durch § 1 Nr. 81 der Verordnung vom
22. Juli 2014 (GVBI S. 286), wird aufgehoben.

Art. 14
Anderung des Bayerischen Bodenschutzgesetzes

In Art. 15 des Bayerischen Gesetzes zur Ausfilhrung des Bundes-Bodenschutzgesetzes (Bayerisches
Bodenschutzgesetz — BayBodSchG) vom 23. Februar 1999 (GVBI S. 36, BayRS 2129-4-1-U), zuletzt gean-
dert durch § 1 Nr. 174 der Verordnung vom 22. Juli 2014 (GVBI S. 286), wird die Jahreszahl ,2015" durch
die Jahreszahl ,2020“ ersetzt.
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Art. 15
Anderung des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes

In Art. 47 Abs. 3 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 31. Mai 2000 (GVBI S. 455, ber. S. 633, BayRS 2230-7-1-K), zuletzt geandert durch §§ 3 und
5 Abs. 3 Nrn.2 und 3 des Gesetzes vom 23. Mai 2014 (GVBI S. 190), wird die Zahl ,100“ durch die
Zahl ,102,50“ ersetzt.

Art. 16
Durchfiihrungsbestimmungen

'Fur die Ausfiihrung des Haushaltsplans und die Aufstellung der Haushaltsrechnung gelten neben den
allgemeinen haushaltsrechtlichen Vorschriften die Durchfihrungsbestimmungen zu diesem Gesetz (Anlage
DBestHG 2015/2016). Im Ubrigen erlasst das Staatsministerium der Finanzen, fiir Landesentwicklung und
Heimat die zur Ausfiihrung dieses Gesetzes erforderlichen Anordnungen.

Art. 17
Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.
(2) Abweichend von Abs. 1 treten
1. Art. 11 Nr. 7 mit Wirkung vom 1. Januar 2013 und
2. Art. 15 am 1. August 2015
in Kraft.

(3) Das Gesetz zur Anderung besoldungsrechtlicher Vorschriften vom 22. Dezember 2000 (GVBI S. 928,
BayRS 2032-1-1/1-F), zuletzt gedndert durch § 18 Abs. 4 Nr. 3 des Gesetzes vom 5. August 2010 (GVBI
S. 410, ber. 2012 S. 60, diese ber. S. 92), tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2014 auler Kraft.

(4) Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten bis zum Tag der Bekanntmachung des Haushaltsgesetzes
des folgenden Haushaltsjahres weiter.
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1.3

14

Anlage DBestHG 2015/2016

Durchfiihrungsbestimmungen
zum Haushaltsgesetz 2015/2016
(DBestHG 2015/2016)

Deckungsfahigkeit

Soweit nicht Nr. 12.1 zur Anwendung kommt, sind innerhalb der einzelnen Haushaltskapitel ge-
genseitig deckungsfahig die Mittel der Titel

517 01 Bewirtschaftung der Grundstlicke, Gebdude und Raume,

517 05 Bewirtschaftung durch Heizung, Beleuchtung und elektrische Kraft,

517 31 Bewirtschaftung der Grundstlicke, Gebaude und Raume (soweit die Bewirtschaftung
durch andere Dienststellen erfolgt),

517 35 Bewirtschaftung durch Heizung, Beleuchtung und elektrische Kraft (soweit die Bewirt-
schaftung durch andere Dienststellen erfolgt),

518 0. Mieten und Pachten fir Grundsticke, Gebdude und Raume,

518 31 Mieten und Pachten fur Grundstiicke, Gebaude und Raume (soweit die Bewirtschaftung
durch andere Dienststellen erfolgt),

514 0. Haltung von Dienstfahrzeugen und
527 0. Reisekostenvergitungen fir Dienstreisen,

531 1. Fachverodffentlichungen und
531 2. Sonstige Veroffentlichungen.

Innerhalb desselben Einzelplans sind die Mittel der Titel 519 0. (Unterhaltung der Grundstiicke und
baulichen Anlagen), 701 0. (kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten) und 702 0. (grundlegende
Erneuerung und Sanierung von Kanal-, Schachtbau- und Abwasseranlagen) gegenseitig de-
ckungsfahig.

"Mit Einwilligung der zustindigen obersten Staatsbehorde kénnen die bei den einzelnen Titeln der
Anlagen S (staatlicher Hochbau) veranschlagten Ausgaben und Verpflichtungsermachtigungen
nach dem Baufortschritt verstarkt werden, wenn der Mehrbetrag innerhalb der Hochbauausgaben
bzw. -verpflichtungsermachtigungen desselben Einzelplans eingespart wird; dem Staatsministeri-
um der Finanzen, fur Landesentwicklung und Heimat ist jeweils ein Abdruck des entsprechenden
Einwilligungsschreibens der zustdndigen obersten Staatsbehdrde zuzuleiten. ’Die danach zulassi-
ge gegenseitige Verstarkung darf nicht zu einer Abweichung von den den einzelnen Bauvorhaben
zugrunde liegenden Unterlagen gemaR Art. 24 bzw. 54 BayHO oder zu einer Uberschreitung der
festgesetzten Gesamtkosten der einzelnen MaRnahmen fiihren. °Bei grundstockfinanzierten An-
satzen ist eine Umschichtung nur zugunsten grundstockkonformer HochbaumafRnahmen zulassig;
das Nahere regelt das Staatsministerium der Finanzen, fur Landesentwicklung und Heimat.

Im Ubrigen ergibt sich die Deckungsfahigkeit von Ausgabemitteln aus den im Haushaltsplan ent-
haltenen Vermerken.

Bewirtschaftung der Personalausgaben

'Bei der Bewirtschaftung der Personalausgaben sind die Verwaltungen an die in Art. 6 Abs. 1 des
Haushaltsgesetzes genannten Stellenplane unter Beachtung der Nr. 3 gebunden. 2Soweit keine
Stellenbindung besteht, richtet sich die Bewirtschaftung grundsatzlich nach den veranschlagten
Haushaltsbetrdgen; dabei kénnen innerhalb der einzelnen Kapitel die Erstattungsleistungen der
Bundesagentur fur Arbeit nach dem Altersteilzeitgesetz entsprechend dem Entstehungsgrund den
betroffenen Haushaltsansatzen zugefuhrt werden.
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22

23

24

3.1
3.1.1

3.1.5

'Die in einem Einzelplan bei den in Art. 6 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes genannten Titeln veran-
schlagten Mittel fiir Personalausgaben (einschliel3lich Titel 421 0.) diirfen — insoweit in Abweichung
von Art. 45 Abs. 1 BayHO — bei der Ausflihrung des Haushaltsplans zu einer Summe zusammen-
gefasst und innerhalb des Einzelplans gemeinsam bewirtschaftet werden. *Soweit bei den in die
gemeinsame Bewirtschaftung einbezogenen Ansatzen aufierplanmalige Ausgaben und bei den
nicht in die gemeinsame Bewirtschaftung einbezogenen Ansatzen Uber- und auflierplanmalige
Ausgaben erforderlich werden, gilt die Einwilligung des Staatsministeriums der Finanzen, fir Lan-
desentwicklung und Heimat hierzu allgemein als erteilt, wenn die Gber- und auRerplanmaRigen
Ausgaben ausschlieBlich auf Stellenbesetzungen nach Art. 6 Abs. 3 Nr. 1 des Haushaltsgesetzes
zuriickzufihren sind.

Fir Beamte und Arbeitnehmer, bei denen gemalR Art. 6 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes eine Stel-
lenbindung besteht, darf Mehrarbeit (Uberstunden), fiir die eine Vergiitung zu zahlen ist, nur ange-
ordnet werden, wenn bei Titel 422 41 bis 422 42 (Mehrarbeitsvergutungen fur Beamte) oder Titel
428 41 (Uberstundenentgelte fir Arbeitnehmer) ausreichende Mittel zur Verfligung gestellt sind.

Die Titel 422 0., 428 01 und 428 02 durfen einseitig zulasten der Titel fir Europaische Fonds ver-
starkt werden.

Besetzung von Planstellen und Stellen

Fir die Besetzung von Planstellen und Stellen gelten Art. 6 des Haushaltsgesetzes, Art. 47, 49 und
50 BayHO sowie die zu diesen Bestimmungen erlassenen Verwaltungsvorschriften unter Beach-
tung der nachstehenden Bestimmungen.

Besondere Regelungen fiir den Hochschulbereich

'Wissenschaftliche Mitarbeiter im Sinn des Art. 22 BayHSchPG konnen auch auf gleich- oder ho-
herwertigen Stellen fur Akademische Rate, Akademische Oberrate, Akademische Direktoren oder
Leitende Akademische Direktoren (jeweils ohne Lehrkrafte fur besondere Aufgaben an einer Hoch-
schule) sowie auf Stellen fir Professoren verrechnet werden. ’Akademische Oberrate auf Zeit
(BesGr A 14) kdnnen auf Stellen fir Akademische Direktoren oder auf Stellen fir Leitende Akade-
mische Direktoren (jeweils ohne Lehrkrafte fiir besondere Aufgaben an einer Hochschule) sowie
auf Stellen fur Professoren verrechnet werden.

"Inhaber der Amter des Akademischen Rats, des Akademischen Oberrats, des Akademischen
Direktors oder des Leitenden Akademischen Direktors (jeweils ausschliel3lich der Lehrkrafte fur
besondere Aufgaben an einer Hochschule) sowie wissenschaftliche Mitarbeiter kdnnen nicht auf
Stellen, die fur Lehrkrafte fir besondere Aufgaben an einer Hochschule ausgewiesen sind, ver-
rechnet werden. “Dies gilt nicht fir Akademische Rate, Akademische Oberrate, Akademische Di-
rektoren oder Leitende Akademische Direktoren, die mit einer Lehrverpflichtung von mehr als acht
Lehrveranstaltungsstunden aus Amtern der alten Personalstruktur Gibernommen wurden.

Inhaber der Amter des Akademischen Rats, des Akademischen Oberrats, des Akademischen Di-
rektors oder des Leitenden Akademischen Direktors (jeweils einschlieBlich der Lehrkrafte flr be-
sondere Aufgaben) der BesGr A 13 bis A 16 (Art. 19 bis 21 und 24 BayHSchPG) sowie vergleich-
bare Arbeitnehmer konnen auf Stellen fiir Professoren der BesGr W 2 und W 3 verrechnet werden.

Stellen fur Akademische Rate auf Zeit (BesGr A 13) und Akademische Oberrate auf Zeit (BesGr
A 14) durfen mit entsprechend eingestuften Arbeitnehmern sowie wissenschaftlichen Mitarbeitern
mit einem Bachelor-Abschluss besetzt werden, wenn deren Arbeitsverhaltnis den flir wissenschaft-
liche Mitarbeiter geltenden Bestimmungen (Art. 22 BayHSchPG) entsprechend befristet ist, sowie
mit Arzten, die in einem befristeten Arbeitnehmerverhaltnis zur Erlangung der Gebietsarztanerken-
nung beschaftigt werden.

Stellen der Entgeltgruppe 13 durfen mit wissenschaftlichen Mitarbeitern im Arbeitnehmerverhaltnis
im Sinn des Art. 22 Abs. 2 Satz 1 BayHSchPG besetzt werden, die einen Bachelor-Abschluss er-
worben haben.

Kinstlerische Mitarbeiter werden bei der Stellenverrechnung wie wissenschaftliche Mitarbeiter
behandelt.
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'Arzte der klinisch-theoretischen Institute der Medizinischen Fakultaten, die vom Geltungsbereich
des Tarifvertrags fiir Arztinnen und Arzte an Universitatskliniken erfasst sind, kénnen in besonde-
ren unabweisbaren Fallen auf Stellen der BesGr W 2, des akademischen Mittelbaus oder Arbeit-
nehmerstellen in den Entgeltgruppen 13 bis 15 verrechnet werden. ’Hierzu bedarf es mit Ausnah-
me der Nachbesetzungen der Bestandsfalle der vorherigen Zustimmung des Staatsministeriums
der Finanzen, fir Landesentwicklung und Heimat.

Unter den Voraussetzungen der Nr. 3.1.4 dirfen auf Stellen flr Juniorprofessoren (BesGr W 1)
Akademische Rate auf Zeit (BesGr A 13) sowie entsprechend eingestufte Arbeithnehmer und wis-
senschaftliche Mitarbeiter mit einem Bachelor-Abschluss verrechnet werden.

Besondere Regelungen fiir den Richterbereich

Auf Stellen fur Richter der BesGr R 2 kdnnen auch Richter kraft Auftrags der BesGr A 13 bis A 16,
auf Stellen fur Richter der BesGr R 1 auch Richter kraft Auftrags der BesGr A 13 bis A 15 verrech-
net werden.

Arbeitnehmer-Budget

'Das Staatsministerium der Finanzen, fiir Landesentwicklung und Heimat wird erméachtigt, zur Vor-
bereitung einer Einfiilhrung eines Arbeitnehmer-Budgets bei der Besetzung von Stellen fiir planma-
Rige Beamte und Richter, die gemal Nr. 2.1 Satz 1 und Nr. 2.2 Satz 1 der gemeinsamen Bewirt-
schaftung unterliegen, mit Arbeitnehmern zu bestimmen, dass Entgelte abweichend auf Titel
428 07 gebucht werden kénnen. Auf Giber- oder aullerplanmalliige Ausgaben, die sich auf Grund
der nach Satz 1 abweichenden Buchung ergeben, ist Art. 37 BayHO nicht anzuwenden; auler-
planmaflige Ausgaben sind jedoch in der Haushaltsrechnung als solche zu bezeichnen.

Im Rahmen der Pilotierung des Arbeithehmer-Budgets kann das Staatsministerium der Finanzen,
fur Landesentwicklung und Heimat im Einvernehmen mit dem Bayerischen Obersten Rechnungs-
hof einen von den Durchfiihrungsbestimmungen zum Haushaltsgesetz, den Verwaltungsvorschrif-
ten zur Bayerischen Haushaltsordnung und den Bestimmungen fur die Auszahlung und den rech-
nungsmafigen Nachweis der Bezlige und sonstigen Leistungen bei Versetzung, Abordnung und
Zuweisung abweichenden Nachweis der Entgeltzahlungen bestimmen.

Feststellungen der Rechnungsprufung

'Stellen, die auf Grund von Feststellungen der Rechnungsprifung nicht oder nicht in der veran-
schlagten Wertigkeit erforderlich sind, sind in die Verhandlungen zur Aufstellung des Haushalts-
plans einzubeziehen. “Art. 50 Abs. 1 BayHO bleibt unberthrt.

Besondere Personalausgaben, Billigkeitsleistungen

Aus Mitteln fir Bezlge und dergleichen durfen Fahrkostenzuschusse fur die regelmafigen Fahrten
zwischen Wohnung und Dienststatte nach MaRgabe der Bekanntmachung des Staatsministeriums
der Finanzen, fir Landesentwicklung und Heimat Uber Fahrkostenzuschuss fiir die regelmafigen
Fahrten zwischen Wohnung und Dienststatte (Fahrkostenzuschuss-Bekanntmachung — FkzBek)
vom 15. November 2001 (FMBI 2002 S. 69, StAnz 2002 Nr. 27) in der jeweils geltenden Fassung
einschlieBlich der darauf entfallenden Pauschalsteuern gewahrt werden.

Aus Mitteln der Titel 546 49 (Vermischte Verwaltungsausgaben) kdnnen auch die Ausgaben geleis-
tet werden:

fir die Ubernahme von Kosten des Rechtsschutzes fiir Bedienstete des Freistaates Bayern,

fur die Kosten der amtsarztlichen Untersuchung von Beamten und Bewerbern, von Lehrkraften
kirchlicher Genossenschaften, die auf Grund von Abstellungsvertragen im 6ffentlichen Volksschul-
dienst und Sondervolksschuldienst tatig sind, von Geistlichen und Laienkatecheten, die an 6ffentli-
chen Volksschulen, Sondervolksschulen und staatlichen Berufsschulen Religionsunterricht erteilen,
sowie fur die Kosten einer von der Ernennungsbehoérde angeordneten klinischen oder facharztli-
chen Untersuchung,

soweit Mittel nicht gesondert veranschlagt sind, fir den Sachschadenersatz ehrenamtlicher Richter
und ehrenamtlicher Mitglieder von bei Staatsbehorden gebildeten Ausschiissen (analog Abschnitt
13 der Verwaltungsvorschriften zum Beamtenrecht in der jeweils geltenden Fassung),
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fur die Erstattung von Auslagen bei Vorstellungsreisen nach den geltenden Bestimmungen des
Staatsministeriums der Finanzen, fir Landesentwicklung und Heimat,

fir die Ubernahme von Kosten einer Impfung gegen FSME (Grundimmunisierung, Auffrischungs-
impfung, Impfserum); Voraussetzung fir die Kosteniibernahme ist, dass die beschaftigte Person in
definierten FSME-Risikogebieten nach Robert-Koch-Institut

a) in der Land-, Forst- und Holzwirtschaft, im Gartenbau sowie in der Vermessungsverwaltung re-
gelmaRig Tatigkeiten in niederer Vegetation und in Waldern,

b) im StraRenbetriebsdienst und im Bereich der Wasserwirtschaft mit regelmafigen Tatigkeiten in
niederer Vegetation,

c) im Tierhandel und bei der Jagd Tatigkeiten mit regelmaRigem direkten Kontakt zu freilebenden
Tieren oder

d) in Forschungseinrichtungen und Laboratorien regelmaRig Tatigkeiten mit Kontaktmdglichkeit zu
infizierten Proben oder Verdachtsproben bzw. zu erregerhaltigen oder kontaminierten Gegen-
standen oder Materialien, wenn der Ubertragungsweg gegeben ist,

ausubt und dadurch die Gefahr einer Infektion durch das FSME-Virus deutlich hoher ist als bei der
Allgemeinbevdlkerung,

fur die Ubernahme der notwendigen Fahrkosten (bis zur Héhe der Kosten fiir die Benutzung 6ffent-
licher Verkehrsmittel oder im Fall einer notwendigen Benutzung eines eigenen Fahrzeugs Weg-
streckenentschadigung in sinngemaler Anwendung des Art. 6 Abs. 6 BayRKG) fir die aus Anlass
einer dienstlich angeordneten Inanspruchnahme des beim Betriebsarztlichen Dienst im jeweiligen
Geschaftsbereich angesiedelten Psychologen.

'Den zur Ausbildung zugewiesenen Beamten (Art. 23 Abs. 2 BayRKG) werden die bei den staatli-
chen Lehreinrichtungen verfigbaren Unterkiinfte unentgeltlich Uberlassen; Lehreinrichtungen im
Sinn dieser Vorschrift sind solche, die ausschlieRlich oder nahezu ausschliellich Bildungsaufgaben
fiir die Beschaftigten des offentlichen Dienstes wahrnehmen. Studierenden der Fachhochschule
fur 6ffentliche Verwaltung und Rechtspflege in Bayern, die im Einzugsgebiet des Dienstortes (der
Lehreinrichtung) wohnen (§ 1 Abs. 3 Satz 2 BayTGV Art. 4 Abs. 3 BayUKG) und nicht schwerbe-
hindert sind, werden keine Unterkiinfte iiberlassen. *Wenn im Einzelfall durch den Verzicht auf die
unentgeltliche Unterbringung héhere Anmietkosten eingespart werden, kann auf Antrag anstatt der
unentgeltlichen Unterkunft ein Fahrtkostenzuschuss gewahrt werden. ‘Eine geschlossene Unter-
bringung (§ 8 Abs. 4 Satz 2 BayTGV) wird nicht begriindet. °Art. 127 BayBG bleibt unberlhrt.

'Zur Gewahrung von Pramien nach den Richtlinien zum Vorschlagswesen in der bayerischen
Staatsverwaltung konnen die Ansatze bei Titel 459 1.

a) zulasten der Einnahmen bei den Obergruppen 12 und 13 ohne Gruppe 133, der Gruppe 111
und der Titel 119 01 und 119 49,

b) zulasten der Ansatze bei den Obergruppen 51 bis 54 und 81 bis 82

verstarkt werden. “Die Ansatze bei Titel 459 1. diirfen nur insoweit verstarkt werden, als sich bei
den deckungsfahigen Titeln im Jahr der Pramienzahlung und im darauf folgenden Jahr des pra-
m|erten Vorschlags Mehreinnahmen bzw. Einsparungen in mindestens der gleichen Hohe ergeben.
*Soweit die Mehreinnahmen bzw. Einsparungen bei den in Satz 1 genannten Titeln anderer Ein-
zelplane entstehen, ist fur die Verstarkung des Titels 459 1. die Einwilligung der obersten Staats-
behoérde erforderlich, die fir den anderen Einzelplan zustandig ist.

'Aus Mitteln far Bezlige und dergleichen wird Beamten, die im Lauf des Kalenderjahres vom Ar-
beﬂnehmerverhaltms in das Beamtenverhaltnis GUbernommen wurden, eine aul3ertarifliche Leistung
gewahrt. Entsprechendes gilt, wenn Beschaftigte wahrend des Kalenderjahres von einem Arbeits-
verhaltnis im Sinn des Tarifvertrags fiir den offentllchen Dienst der Lander in ein Arbeitsverhaltnis
mit Besoldung nach Besoldungsrecht wechseiln. *Die auBertarifliche Leistung betragt fur die Be-
schaftigten in den Entgeltgruppen E 1 bis E 11 70 v.H., fir die Ubrigen Beschaftigten 65 v.H. des
monatlichen Entgelts, das dem Beschaftigten in den Ietzten drei Monaten vor dem Monat der
Ubernahme in das Beamtenverhéltnis bzw. des Wechsels in ein Arbeitsverhaltnis mit Besoldung
nach Besoldungsrecht durchschnittlich gezahlt wurde; unbertcksichtigt bleiben hierbei das zuséatz-
lich fur Uberstunden und Mehrarbeit gezahlte Entgelt (mit Ausnahme der im Dienstplan vorgese-
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henen Mehrarbeits- und Uberstunden), Leistungszulagen, Leistungs- und Erfolgspramien. *Der
Bemessungssatz bestimmt sich nach der Entgeltgruppe am Ersten des Monats, der dem Monat
der Verbeamtung bzw. des Wechsels in ein Arbeitsverhaltnis mit Besoldung nach Besoldungsrecht
unmittelbar vorhergeht. °Die auRertarifliche Leistung vermindert sich um ein Zwdlftel fur jeden Ka-
lendermonat, fir den der Beschaftigte kein Entgelt aus dem Arbeitsverhaltnis erhalten hat. ®Die
aulertarifliche Leistung ist zulasten der Haushaltsstelle zu leisten, auf der der Beamte vor der
Ubernahme in das Beamtenverhaltnis bzw. vor dem Wechsel in ein Arbeitsverhaltnis mit Besol-
dung nach Besoldungsrecht gefiihrt wurde.

Aus Mitteln fir Entgelte der Arbeitnehmer kann Arbeitnehmern fir die Zeit fir die ihnen Entgelt
(§ 15 TV-L) zusteht, eine Zulage gezahlt werden, wenn ihre Tatigkeit mit Mehraufwendungen ver-
bunden ist, die weder durch die Reisekostenvergitung noch durch das Entgelt abgegolten sind,
und entsprechenden Beamten unter den gleichen Voraussetzungen und Umstanden eine Auf-
wandsentschadigung gewahrt wird.

Dienstleistern, die MalRnahmen im Rahmen des Gesundheitsmanagements unter Bezugnahme auf
den vom Staatsministerium der Finanzen mit Schreiben vom 26. Juli 2010, Az. PE-P 1400 FV-028-
29360/10, erlassenen Handlungsleitfaden zum Behdrdlichen Gesundheitsmanagement fiir Be-
schaftigte des Freistaates Bayern in Behdrdenraumen durchfihren, kann fir die Durchfihrung der
MaRnahme die Nutzung der Dienstraume unentgeltlich oder verbilligt Gberlassen werden.

'Gesetzliche, durch Rechtsverordnung geregelte oder tarifliche Ausgaben zur finanziellen Abgel-
tung von krankheitsbedingt nicht in Anspruch genommenem Urlaub bei Beendigung eines Beam-
tenverhaltnisses oder eines Arbeitsverhaltnisses sind auf der Haushaltsstelle zu verbuchen, auf der
die Beziige des Beschaftigten vor der Beendigung des Beamtenverhaltnisses oder des Arbeitsver-
haltnisses verbucht wurden. *Satz 1 gilt entsprechend soweit eine durch Gesetz, Rechtsverord-
nung oder Tarifvertrag geregelte finanzielle Abgeltung von krankheitsbedingt nicht in Anspruch ge-
nommenem Urlaub bei Beendigung eines Beamtenverhaltnisses oder eines Arbeitsverhaltnisses in
einer Bekanntmachung der Staatsregierung oder in einer Bekanntmachung des Staatsministeriums
der Finanzen, fur Landesentwicklung und Heimat fir entsprechend anwendbar erklart wird.

Prifungskosten, Personal- und Sachausgaben aus anderen Haushaltsanséatzen

Aus Mitteln der Titel 459 0. (Prufungsvergitungen) sind auch samtliche mit der Prifung zusam-
menhangenden sachlichen Verwaltungsausgaben einschliellich der Reisekosten der mit der
Durchflhrung der Prifung beauftragten Prifer und Prufungshelfer zu bestreiten.

Soweit Bezlige der Beamten und Richter oder Entgelte der Beschéaftigten im Staatshaushalt ge-
bucht und nachgewiesen werden, aber ganz oder teilweise von Stellen aufterhalb des Staatshaus-
halts (Dritten) finanziell zu tragen sind, sind auch die Ausgaben fur Beihilfen, abzufiihrende Beihil-
fe- und Verwaltungskostenpauschalen in den Fallen von Art. 6 Abs. 6 Satz 3 und Abs. 7 Satz 3 des
Haushaltsgesetzes, Reisekosten, Umzugskosten, Trennungsgelder, Auslagenersatz im Sinn des
Art. 12 BayUKG, Ubergangsgelder sowie alle sonstigen personalbezogenen Ausgaben (z.B. Unfall-
fursorgeleistungen, Sachschadenersatz und Fortbildungsreisen) zulasten der Ansatze aus Mitteln
Dritter zu leisten.

Aus Mitteln der Titel 518 0. und 518 31 (Mieten und Pachten fur Grundsticke, Gebdude und Rau-
me) sind auch die Ausgaben fur durchzuflhrende Ausschreibungsverfahren zur Anmietung von
Bestellbauten (Immobilien, die ein privater Auftragnehmer nach den Vorgaben des Auftraggebers
errichtet), insbesondere die fur die Beauftragung privater Sachverstandiger anfallenden Ausgaben,
zu bestreiten.

Anlagen zum Haushaltsplan

Soweit in Zweckbestimmungen fir mehrere mit einem Gesamtbetrag veranschlagte MalRnahmen
auf Anlagen zu den Einzelplanen verwiesen ist, sind die in diesen Anlagen aufgefiuihrten Einzel-
zwecke mit ihren Betragen ebenso bindend, wie wenn diese Betrage bei den Zweckbestimmungen
einzeln aufgeflihrt waren, es sei denn, dass in den Anlagen etwas anderes bestimmt ist.

'Soweit bei Titeln der Anlage S (staatlicher Hochbau) Ausgaben oder Verpflichtungsermachtigun-
gen wegen Fehlens der in Art. 24 Abs. 1 BayHO bezeichneten Unterlagen als gesperrt oder als
Planungstitel bezeichnet sind, bedarf die Leistung von Ausgaben oder die Inanspruchnahme von
Verpflichtungsermachtigungen der Einwilligung des Ausschusses flir Staatshaushalt und Finanz-
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fragen des Landtags. ’Dies gilt nicht fur die Leistung von Ausgaben und Inanspruchnahme von
Verpfl|chtungsermacht|gungen fur die Erstellung der Planungsunterlagen nach Art. 24 Abs. 1 und
Art. 54 Abs. 1 BayHO. °Das Staatsministerium der Finanzen, fir Landesentwicklung und Heimat
wird ermachtigt, fur die Erstellung der Planungsunterlagen von Neubauten nadhere Anordnungen zu
erlassen.

Ausnahmen vom Bruttonachweis

'Ausnahmen vom Bruttonachweis der Einnahmen und Ausgaben sind nach MaRRgabe der VV Nr. 3
zu Art. 35 BayHO zugelassen oder vorgeschrieben. Dariiber hinaus gilt Folgendes:

'Einnahmen aus der Anfertigung von Fotokopien durch Drltte und aus Rabatten fir bereits gezahl-
te Ausgaben dirfen von der Ausgabe abgesetzt werden. Erstattungen von Reisekosten durch
Dritte und pauschale Rabatte fur bereits gezahlte Fahrtkosten diirfen von der Ausgabe abgesetzt
werden. *Einnahmen aus der Abgabe von Strom an Bedienstete im Zusammenhang mit der Strom-
tankung von Elektrofahrzeugen durfen von der Ausgabe abgesetzt werden.

Schadenersatzleistungen und Zahlungen anstelle von Garantieleistungen Dritter dirfen stets, also
auch nach Abschluss der Blicher, insoweit von der Ausgabe abgesetzt werden, als sie zur Instand-
setzung oder Ersatzbeschaffung bestimmt sind.

Zuriickgezahlte Zuwendungen dirfen von der Ausgabe abgesetzt werden, soweit sie
noch wahrend des gleichen Jahres, in dem sie ausgezahlt wurden, zurlickgezahlt werden oder

im Rahmen von gemeinschaftlichen Finanzierungen zwischen dem Bund und dem Land (insbe-
sondere bei den Gemeinschaftsaufgaben) gewahrt wurden und der Bund dies zulasst.

An das Finanzamt abzufiihrende Umsatzsteuern fiir Betriebe gewerblicher Art diirfen von den
diesbezlglichen Einnahmen abgesetzt werden.

Kosten der Planung und Bauiiberwachung (PB-Mittel)

Aus den Ausgabemitteln fir BaumaBnahmen des staatlichen Hochbaus (Obergruppen 71 bis 74)
sind auch die Kosten fur die Planung und Bauliberwachung zu bestreiten.

"Ist die Planung und Bautberwachung der staatlichen Bauverwaltung Ubertragen, so erhalt sie
folgende Kostenanteile:

a) bei einer anrechnungsfahigen Herstellungssumme bis 1 500 000 €
55 v.H,

b) bei einer anrechnungsfahigen Herstellungssumme tber 1 500 000 €
5v.H.

*Bei Umbauten und Modernisierungen erhdéhen sich diese Satze je nach Schwierigkeit um bis zu

80 v.H. *Die festgelegten Vomhundertsatze kénnen erforderlichenfalls in begrindeten Einzelfallen
mit Einwilligung des Staatsmlnlsterlums der Finanzen, fir Landesentwicklung und Heimat bis auf
hochstens 5,75 v.H. erhoht werden. “Die anrechnungsfahige Herstellungssumme bemisst sich
nach der Haushaltsunterlage-Bau (zuzlglich von Nachtragen, die auf Lohn- und Stoffpreissteige-
rungen beruhen), es sei denn, dass die tatsachliche Herstellungssumme niedriger ist; das Staats-
ministerium der Finanzen, fur Landesentwicklung und Heimat kann in besonderen Fallen Ausnah-
men zulassen.

'Sind fur die Planung und Bautberwachung von Gebauden, Innenrdumen und Freianlagen freibe-
ruflich tatige Architekten nach den Teilen 1 und 3 der Verordnung Uber die Honorare fir Architek-
ten- und Ingenieurleistungen (Honorarordnung fir Architekten und Ingenieure — HOAI) vom 10. Juli
2013 (BGBI | S. 2276) eingeschaltet, so sind die vertraglich vereinbarten Honorare sowie die Ne-
benkosten des Architekten (§ 14 HOAI) aus den Bauausgabemitteln — Kostengruppe 730 der Kos-
tenberechnung nach DIN 276 — zu bestreiten. ’Fir die Anwendung der Honorarordnung fur Archi-
tekten und Ingenieure gelten die Vorschriften des von der Obersten Baubehérde im Staatsministe-
rium des Innern mit Schreiben vom 4. Dezember 2008, Az. [125-40012-004/08, eingeflihrten Hand-
buchs fir die Vergabe und Durchfiihrung von Freiberuflichen Dienstleistungen durch die Staats-
bauverwaltung des Freistaates Bayern (VHF Bayern), Ausgabe 2008, in der jeweils geltenden Fas-
sung. *Fir Leistungen, die dabei nicht von freiberuflich tatigen Architekten, sondern von der staatli-
chen Bauverwaltung zu erbringen sind, kénnen von dieser
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a) fur Planungsleistungen im Sinn der Leistungsphasen 1 bis 7 und 9 des § 34 Abs. 3 HOAI 1,3
v.H. der anrechenbaren Herstellungssumme,

b) fir die Bautberwachung im Sinn der Leistungsphase 8 des § 34 Abs. 3 HOAI 0,6 v.H. der anre-
chenbaren Herstellungssumme

in Anspruch genommen werden. ‘Bei Leistungen, die von freiberuflich tatigen Architekten nur an-
teilig erbracht werden, errechnet sich der Anteil der staatlichen Bauverwaltung aus den Staffelsat-
zen der Nr. 8.1.1 nach dem Leistungsbild des § 34 Abs. 3 HOAI.

Bei dem Klinikum Regensburg (Kap. 15 22 Tit. 747 55) erhalt die staatliche Bauverwaltung fir die
Planung und Bauliberwachung im Sinn von Nr. 8.1.1 Satz 1 einen Kostenanteil in Hohe von
5,25 v.H. der anrechnungsfahigen Herstellungssumme bzw., soweit nur Leistungen im Sinn von
Nr. 8.1.2 Satz 3 erbracht werden, einen Kostenanteil in Hohe von 1,61 v.H. der anrechnungsfahi-
gen Herstellungssumme.

Die Kosten fiir die Einschaltung freiberuflich tatiger Ingenieure als Sonderfachleute fir baufachliche
Fragen sind bei den Baunebenkosten — Kostengruppe 730 und 740 der Kostenberechnung nach
DIN 276 — zu veranschlagen und zu verausgaben.

Aus den Mitteln zur Bestreitung der Kosten der Planung und Bauliberwachung dirfen gedeckt
werden

die personalbezogenen Ausgaben der zusatzlich verwendeten Dienstkrafte,
die Ausgaben fir Fachliteratur und fachgebundene Verbrauchsgiiter,

die Ausgaben fiir Bauleitungen und fir Ausschreibungen im Vergabeverfahren.
Zweckgebundene Einnahmen

1Zweckgebundene Einnahmen (Art. 8 Nr. 1 BayHO) sind, auch wenn sie nicht oder nicht in voller
Hohe veranschlagt sind, bei den zutreffenden Einnahmetiteln zu vereinnahmen und die hlerdurch
etwa erforderlich werdenden zusatzlichen Ausgaben bei den Ausgabetiteln zu verausgaben. 2Auf
hiernach sich ergebende Uber- oder auferplanmaRige Ausgaben ist Art. 37 BayHO nicht anzu-
wenden; auf&erplanmarslge Einnahmen und Ausgaben sind jedoch in der Haushaltsrechnung als
solche zu bezeichnen. *Nicht verausgabte zweckgebundene Einnahmen durfen in der Haushalts-
rechnung als Ausgabereste nachgewiesen werden.

VerauBerungen von Erzeugnissen betrieblicher Einrichtungen

'An Beamte und Arbeitnehmer durfen, soweit im Haushaltsplan nichts anderes bestimmt ist, wider-
ruflich die fur den eigenen Verbrauch bendtigten Erzeugnisse der betrieblichen Einrichtungen ihrer
unmittelbaren Beschéaftigungsdienststelle mit einer ErmafRigung bis zu 20 v.H. des ortsiblichen
Kleinverkaufspreises abgegeben werden; ausgenommen hlervon sind Beschaftigte, deren Arbeits-
zeit weniger als die Halfte der regelmaRigen Arbeitszeit betragt. Satz 1 gilt auch fur Ruhegehalts-
empfanger und Rentner, soweit sie bis zum Eintritt in den Ruhestand und dergleichen bei der ent-
sprechenden betrieblichen Einrichtung beschaftigt waren. *Landwirtschaftliche Betriebe diirfen ihre
Erzeugnisse, bei denen ein Kleinverkaufspreis nicht feststellbar ist, an Betriebsangehdrige mit ei-
ner ErmaRigung bis zu 10 v.H. des Ab-Hof-Verkaufspreises abgeben fur die Abgabe von Milch ist
der Molkereipreis des Vormonats ohne Ermafligung malgebend. Tarlfvertragllche Bestimmungen
bleiben unberiihrt. *Einer Einwilligung nach Art. 57 BayHO bedarf es in diesen Fallen nicht.

Weitergabe von Zuwendungen

Die Gewahrung von Zuwendungen kann durch das zustadndige Staatsministerium Uber die in
Art. 44 Abs. 3 BayHO genannten juristischen Personen des privaten Rechts hinaus auch auf Kér-
perschaften und Anstalten des 6ffentlichen Rechts tbertragen werden.

Dezentrale Budgetverantwortung
Erweiterte gegenseitige Deckungsfahigkeit

Zur Steigerung der Wirtschaftlichkeit und Leistungsfahigkeit sind jeweils innerhalb der einzelnen
Kapitel (unter Einbeziehung der entsprechenden Verwaltungsbetriebsmittel in den Sammelkapiteln
und Allgemeinen Bewilligungen sowie der zentral veranschlagten Anséatze) der Einzelplane 01 bis
12, 14 und 15
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12.2

12.21

12.2.2

12.2.3
12.3
12.31

12.3.2

12.3.3

12.4

a) die Ansatze fir Personalausgaben der Titel 422 41 und 422 42, 427 01, 427 41, 427 99,
428 11, 428 12, 428 21, 428 22, 428 30, 428 41, 428 66, 428 99, der Gruppe 429, der Titel
443 16, 453 01, 459 0., 459 1. und 459 49,

b) die Ansatze fir sachliche Verwaltungsausgaben der Obergruppen 51 bis 54 mit Ausnahme der
Gruppe 529, der Titel 527 2., 531 2., 532 0. sowie der Gruppe 549 und

c) die Ansatze fir Sachinvestitionen der Obergruppen 81 und 82

nach naherer Maligabe der folgenden Nummern gegenseitig deckungsfahig. %Eine Deckung aus
Ansatzen, die bereits selbst zulasten anderer Ansatze verstarkt wurden (Kettenverstarkung), ist
nicht maglich.

Verstarkung aus dem Stellengehalt gebundener Stellen

Innerhalb eines Kapitels kann das durchschnittliche Stellengehalt einer frei gewordenen und be-
setzbaren Stelle zur Verstarkung der in Nr. 12.1 genannten Ansatze unter folgender Maligabe ver-
wendet werden:

'Die Stelle muss Uber die Wiederbesetzungssperre hinaus mindestens ein Jahr lang freigehalten
werden; Art. 6 Abs. 2 Satz 4 des Haushaltsgesetzes findet keine Anwendung. *Die Verwendung
der Stellengehalter fir eine Verstarkung kann somit erst nach Ablauf der gesetzlichen Wiederbe-
setzungssperre erfolgen.

Fir jeden vollen Monat, fir den die Stelle dann Uber den haushaltsrechtlich vorgeschriebenen oder
von der Staatsregierung beschlossenen Stelleneinzug hinaus gezielt freigehalten wird, kénnen
entweder

a) 1/12 aus 75 v.H. des Durchschnittlichen Stellengehalts zur Verstarkung der Ansatze fiir Sachin-
vestitionen der Obergruppen 81 und 82 oder

b) '1;, aus 50 v.H. des Durchschnittlichen Stellengehalts zur Verstarkung fiir sachliche Verwal-
tungsausgaben verwendet werden.

Mit dem Zeitpunkt der Wiederbesetzung der Stelle endet die Verstarkungsmaoglichkeit der Nr. 12.2.
Deckungsfahigkeit der in Nr. 12.1 genannten Personalausgaben

1Einsparungen bei den in Nr. 12.1 genannten Ansatzen durfen nur dann fir die Begrindung zu-
satzlicher Dienst- und Arbeitsverhaltnisse verwendet werden, wenn das jeweilige Dienst- bzw. Ar-
beitsverhaltnis auf langstens sechs Monate oder die Dauer einer jahreszeitlich bedingten Saison —
ohne Kettenverlangerung — zeitlich befristet ist (Aushilfskrafte). Die Einschradnkungen des Satzes 1
gelten nicht, soweit lediglich der bei Altersteilzeit von Arbeitnehmern auftretende Kapazitatsverlust
ausgeglichen wird.

Einsparungen bei den Titeln 428 11, 428 21 und 428 22 dirfen nur bei mindestens einjahrigem
Freihalten der Beschaftigungsmaoglichkeit zur Deckung von Ausgaben fur sachliche Verwaltungs-
ausgaben und Sachinvestitionen der in Nr. 12.1 genannten Ansatze herangezogen werden; hin-
sichtlich der Titel 428 21 und 428 22 gilt dies nur bei Einsparungen Uber den haushaltsrechtlich
vorgeschriebenen oder von der Staatsregierung beschlossenen Stelleneinzug hinaus.

'Die Deckungsfahigkeit nach Nr. 12.1 der Titel 422 41, 422 42 und 428 41 darf nur einseitig zulas-
ten dieser Titel in Anspruch genommen werden. “Die gegenseitige Deckungsfahigkeit nach
Nr. 12.1 dieser Titel untereinander bleibt unberihrt.

Umwidmung von Personal- in Sachmittel bei Privatisierungen

'Die Einschrankungen der Nrn. 12.2 und 12.3 gelten nicht, soweit bei der Privatisierung von Auf-
gaben eine Umwidmung von Personal- in Sachmittel notwendig ist, die entbehrlichen Stellen nicht
wieder besetzt und im nachsten Haushaltsplan (stellen- und betragsmafig) abgesetzt werden. 2Auf
sich hiernach ergebende (ber- oder auRerplanmafige Ausgaben ist Art. 37 BayHO nicht anzu-
wenden, sofern im Einzelfall die auf das Kalenderjahr hochgerechnete Gesamthdéhe der umgewid-
meten Durchschnittlichen Stellengehalter 250 000 € nicht Ubersteigt; aulRerplanmaflige Ausgaben
sind jedoch in der Haushaltsrechnung als solche zu bezeichnen.
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12.5 Einseitige Deckungsfahigkeit zugunsten von Haushaltsstellen

12.5.1  Bauunterhalt
'Die Deckungsfahigkeit nach Nr. 12.1 fir Titel der Gruppe 519 darf nur einseitig zugunsten der Ti-
tel dieser Gruppe in Anspruch genommen werden. Nr. 1.2 bleibt unberihrt.

12.5.2 Globale Mehrausgaben fiir sachliche Verwaltungsausgaben
Die Deckungsfahigkeit nach Nr. 12.1 fir die Gruppe 548 gilt nur als einseitige Verstarkung zulasten
der Titel dieser Gruppe.

12.6 Koppelung mit Einnahmen
'Mehr- oder Mindereinnahmen von bis zu 10 v.H. der Summe der Obergruppen 12 und 13 ohne
Gruppe 133, der Gruppe 111 sowie der Titel 119 01 und 119 49 eines Kapitels, die im Vollzug er-
wirtschaftet werden, erhdhen oder vermindern die Ausgabebefugnis der in Nr. 12.1 genannten An-
satze des entsprechenden Kapitels zur Halfte. “Dies gilt nicht bei Titeln, die mit Ausgabeansatzen
gekoppelt sind.

12.7 Ubertragbarkeit, zeitliche Bindung

12.7.1  Ubertragbarkeit
Die in Nr. 12.1 genannten Ausgaben sind zur Foérderung der wirtschaftlichen und sparsamen Be-
wirtschaftung Gbertragbar.

12.7.2  Zeitliche Bindung
Das Staatsministerium der Finanzen, fir Landesentwicklung und Heimat wird ermé&chtigt, im Rah-
men seiner Befugnisse nach Art. 45 Abs. 3 BayHO bei den in Nr. 12.1 genannten Titeln bereits vor
Ablauf des Haushaltsjahres fir einen Teil der zu erwartenden Ausgabereste die Einwilligung zur
Ubertragung und Inanspruchnahme allgemein zu erteilen.

12.8 Einzelregelungen
Die in den Nrn. 12.1 bis 12.7 getroffenen Regelungen finden keine Anwendung, soweit in den Ein-
zelplanen in den Vorbemerkungen zum Geltungsbereich der Regelungen zur dezentralen Budget-
verantwortung einzelne Bereiche ausdriicklich ausgenommen sind; sie finden zusatzlich Anwen-
dung, soweit dort einzelne Bereiche ausdricklich einbezogen sind.

12.9 Berichtspflicht

Mehrausgaben bei einem Titel, die im Rahmen der Nrn. 12.1 und 12.8 aus Einsparungen bzw.
Mehreinnahmen geleistet werden, sind dem Landtag jahrlich mitzuteilen, wenn sie einen Betrag
von 500 000 € ubersteigen.
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Anlage

Haushaltsplan des Freistaates Bayern
fur die Haushaltsjahre 2015 und 2016

Gesamtplan

Teil I Haushaltsubersicht
einschlieBlich Ubersicht iber die Ver-
pflichtungsermachtigungen

Teil 1l Finanzierungsubersicht

Teil IlI: Kreditfinanzierungsplan
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Gesamtplan
Einnahmen
gegenuber
Betrag fiir Betrag fir 2014
Einzel- Bezeichnung 2015 2014 mehr (+)
plan weniger (-)
Tsd. € Tsd. € Tsd. €
1 2 3 4 5
01 Landtag 609,2 483,2 +126,0
02 Ministerprasident und Staatskanzlei 497,0 506,0 -9,0
03 Staatsministerium des Innern, flir Bau und Verkehr 2.163.608,3 2.219.256,3 -55.648,0
04 Staatsministerium der Justiz 1.017.763,9 1.016.074,2 +1.689,7
05 Staatsministerium fiir Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst 68.682,2 72.553,0 -3.870,8
- Bildung und Kultus -
06 Staatsministerium der Finanzen, fiir Landesentwicklung und Hei- 406.686,4 471.626,8 -64.940,4
mat
07 Staatsministerium fir Wirtschaft und Medien, Energie und Tech- 194.128,6 208.758,3 -14.629,7
nologie
08 Staatsministerium fiir Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten 509.813,8 243.251,1 +266.562,7
10 Staatsministerium fir Arbeit und Soziales, Familie und Integration 1.241.141,6 1.076.538,5 +164.603,1
11 Bayerischer Oberster Rechnungshof 20,8 19,8 +1,0
12 Staatsministerium fliir Umwelt und Verbraucherschutz 147.271,2 149.979,9 -2.708,7
13 Allgemeine Finanzverwaltung 43.579.222,2| 43.387.077,7 +192.144,5
14 Staatsministerium fiir Gesundheit und Pflege 4.157,0 3.974,5 +182,5
15 Staatsministerium fir Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst 1.808.905,2 1.624.021,4 +184.883,8
- Wissenschaft und Kunst -
Summe | 51.142.507,4| 50.474.120,7 +668.386,7
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Teil I: Haushaltsiibersicht 2015

Ausgaben + Uberschuss / - Zuschuss
gegeniber
Betrag fiir Betrag fir 2014 Betrag fir Betrag fiir Verpflichtungs-
2015 2014 mehr (+) 2015 2014 ermachtigungen | Einzel-
weniger (-) 2015 plan
Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. €
6 7 8 9 10 11 12
122.450,4 121.982,2 +468,2 -121.841,2 -121.499,0 4.800,0 01
57.287,9 54.165,0 +3.122,9 -56.790,9 -53.659,0 2.218,0 02
6.782.600,7 6.822.365,4 -39.764,7 -4.618.992,4 -4.603.109,1 7.494.048,9 03
2.157.305,9 2.100.369,0 +56.936,9 -1.139.542,0 -1.084.294,8 299.560,7 04
11.192.663,3 10.895.071,5 +297.591,8 -11.123.981,1 -10.822.518,5 43.879,6 05
2.273.407,4 2.133.571,8 +139.835,6 -1.866.721,0 -1.661.945,0 544.588,3 06
918.210,2 938.322,5 -20.112,3 -724.081,6 -729.564,2 379.114,5 07
1.328.092,3 1.297.329,0 +30.763,3 -818.278,5 -1.054.077,9 265.835,4 08
4.398.309,1 4.021.462,1 +376.847,0 -3.157.167,5 -2.944.923,6 317.042,1 10
34.229,8 33.695,7 +534,1 -34.209,0 -33.675,9 - 11
855.283,3 878.948,6 -23.665,3 -708.012,1 -728.968,7 168.864,2 12
14.594.137,5 15.003.017,1 -408.879,6 +28.985.084,7 +28.384.060,6 490.200,0 13
99.887,0 95.007,5 +4.879,5 -95.730,0 -91.033,0 27.552,0 14
6.328.642,6 6.078.813,3 +249.829,3 -4.519.737,4 -4.454.791,9 544.978,3 15
51.142.507,4 50.474.120,7 +668.386,7 - - 10.582.682,0
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Gesamtplan
Einnahmen
gegenuber
Betrag fiir Betrag fir 2015
Einzel- Bezeichnung 2016 2015 mehr (+)
plan weniger (-)
Tsd. € Tsd. € Tsd. €
1 2 3 4 5
01 Landtag 609,2 609,2 -
02 Ministerprasident und Staatskanzlei 497,0 497,0 -
03 Staatsministerium des Innern, flir Bau und Verkehr 2.100.859,2 2.163.608,3 -62.749,1
04 Staatsministerium der Justiz 1.017.763,9 1.017.763,9 -
05 Staatsministerium fiir Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst 69.910,4 68.682,2 +1.228,2
- Bildung und Kultus -
06 Staatsministerium der Finanzen, fiir Landesentwicklung und Hei- 406.939,8 406.686,4 +253,4
mat
07 Staatsministerium fiir Wirtschaft und Medien, Energie und Tech- 154.902,6 194.128,6 -39.226,0
nologie
08 Staatsministerium fiir Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten 468.321,8 509.813,8 -41.492,0
10 Staatsministerium fir Arbeit und Soziales, Familie und Integration 1.275.224,3 1.241.141,6 +34.082,7
11 Bayerischer Oberster Rechnungshof 20,8 20,8 -
12 Staatsministerium fiir Umwelt und Verbraucherschutz 126.128,8 147.271,2 -21.142,4
13 Allgemeine Finanzverwaltung 45.010.753,9| 43.579.222,2| +1.431.531,7
14 Staatsministerium fiir Gesundheit und Pflege 4.186,6 4.157,0 +29,6
15 Staatsministerium fir Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst 1.816.222,1 1.808.905,2 +7.316,9
- Wissenschaft und Kunst -
Summe | 52.452.340,4| 51.142.507,4| +1.309.833,0
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Teil I: Haushaltsiibersicht 2016

Ausgaben + Uberschuss / - Zuschuss
gegeniber
Betrag fiir Betrag fir 2015 Betrag fir Betrag fiir Verpflichtungs-
2016 2015 mehr (+) 2016 2015 ermachtigungen | Einzel-
weniger (-) 2016 plan
Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. €
6 7 8 9 10 11 12
124.386,7 122.450,4 +1.936,3 -123.777,5 -121.841,2 3.200,0 01
55.129,6 57.287,9 -2.158,3 -54.632,6 -56.790,9 40,0 02
6.823.071,5 6.782.600,7 +40.470,8 -4.722.212,3 -4.618.992,4 7.780.383,3 03
2.205.796,5 2.157.305,9 +48.490,6 -1.188.032,6 -1.139.542,0 120.790,2 04
11.507.885,5 11.192.663,3 +315.222,2 -11.437.975,1 -11.123.981,1 157.877,6 05
2.374.868,1 2.273.407,4 +101.460,7 -1.967.928,3 -1.866.721,0 481.360,7 06
923.013,0 918.210,2 +4.802,8 -768.110,4 -724.081,6 379.883,5 07
1.322.694,8 1.328.092,3 -5.397,5 -854.373,0 -818.278,5 264.516,6 08
4.421.903,6 4.398.309,1 +23.594,5 -3.146.679,3 -3.157.167,5 275.291,9 10
35.424,7 34.229,8 +1.194,9 -35.403,9 -34.209,0 - 11
864.548,2 855.283,3 +9.264,9 -738.419,4 -708.012,1 152.006,1 12
15.227.331,8 14.594.137,5 +633.194,3 +29.783.422 1 +28.985.084,7 330.016,5 13
104.329,2 99.887,0 +4.442,2 -100.142,6 -95.730,0 13.292,0 14
6.461.957,2 6.328.642,6 +133.314,6 -4.645.735,1 -4.519.737,4 497.097,0 15
52.452.340,4 51.142.507,4 +1.309.833,0 - - 10.455.755,4
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Gesamtplan

Teil ll: Finanzierungsiibersicht fiir die Haushaltsjahre 2015 und 2016

A. Ermittlung des Finanzierungssaldos

1. Einnahmen
(ohne Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, Entnahmen aus Rucklagen,
Einnahmen aus UberschiliSSen) .........coccuviiiiiiiiiiiiiiie e

2. Ausgaben
(ohne Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, Zufiihrungen an Riicklagen
und Ausgaben zur Deckung eines Fehlbetrags).........cccccoviiiiiiiiiiiieiiniee e

3. Finanzierungssaldo (Nr. 1 abziglich NI 2) ...

B. Deckung des Finanzierungssaldos
Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt

Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt
1 im allgemeinen Haushalt...............cooiiiiiiii s
2 im Stabilisierungsfonds Finanzmarkt und BayernLB .............cccccceiiiiiiiniiiiniiieenns

Ausgaben zur Schuldentilgung fur Kreditmarktmittel (einschlieBlich Marktpflege)
1 im allgemeinen Haushalt
2 im Stabilisierungsfonds Finanzmarkt und BayernLB ...

Nettokreditaufnahme am Kreditmarkt (Nr. 1.1 abzilglich Nr. 1.2) ...........ccccooiiinne

1.
1.
1.
1.
1.
1.
1.
1.

2. Abwicklung der Rechnungsergebnisse aus Vorjahren
2.1 Einnahmen aus UDErsChiSSEN .............cccooviviveueueieieieeeeceeeeeeeeeeee e
2.2 Ausgaben zur Deckung von Fehlbetragen ............cccoeiiiiiiiiiiiiiii e

3. Riicklagenbewegung

3.1 Entnahmen aus Riicklagen, Fonds und Stocken..........ccccceeviiiiiiiiiciiniicecicc e,
3.2 Zuflhrungen an Riicklagen, Fonds und StOCKe ...........ccocoueiiiiiiiiiiiciiii e,
3.3 Saldo (Nr. 3.1 @bzUglich NI 3.2) ....cciiiiiii e

4. Deckung insgesamt (Nr. 1.3 und Nr. 3.3)

Teil lll: Kreditfinanzierungsplan fiir die Haushaltsjahre 2015 und 2016

. Kredite am Kreditmarkt

Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt
im allgemeinen Haushalt................ooooiii e

1
1
1.1.1

1.1.2 im Stabilisierungsfonds Finanzmarkt und BayernLB .............cccccceiniiiiiniiiiinicenns

A
A
A
Ausgaben zur Schuldentilgung fiir Kreditmarktmittel (einschlieRlich Marktpflege)

.1 im allgemeinen Haushalt....... ..o
.2 im Stabilisierungsfonds Finanzmarkt und BayernLB ..............cccocoiiniiiiniiiiiineee

Saldo (Nr. 1.1 @abzUglich NI 1.2) ....oiiiiiie e

1.
1.
1.

w MO N

1

2. Kredite im offentlichen Bereich

2.1 Einnahmen aus zweckbestimmten Krediten von Gebietskérperschaften u. A. ..
2.2 Ausgaben zur Schuldentilgung bei Gebietskérperschaften u. A. ..............................
2.3 Nettokreditaufnahme (Nr. 2.1 abziiglich Nr. 2.2) ........cccoiiiiiiiiii e,

3. Kreditaufnahmen insgesamt

3.1 Bruttokreditaufnahme (Nr. 1.1 und Nr. 2.1) ..o
3.2 Ausgaben zur Schuldentilgung (Nr. 1.2 und Nr. 2.2) ...
3.3 Nettokreditaufnahme (Nr. 1.3 und Nr. 2.3) ..o

Betrag fiir Betrag flr Betrag fiir

2015 2016 2014

Tsd. € Tsd. € Tsd. €
51.030.658,0 52.552.658,3 48.975.741,1
51.011.519,4 52.319.880,4 49.805.435,5
19.138,6 232.777,9 -829.694,4
1.707.023,6 426.618,1 2.356.956,6
818.000,0 700.000,0 97.000,0
2.207.023,6 976.618,1 2.896.956,6
1.248.000,0 1.130.000,0 97.000,0
-930.000,0 -980.000,0 -540.000,0
1.041.849,4 879.682,1 2.038.379,6
130.988,0 132.460,0 668.685,2
910.861,4 747.222 1 1.369.694,4
-19.138,6 -232.777,9 829.694,4
1.707.023,6 426.618,1 2.356.956,6
818.000,0 700.000,0 97.000,0
2.207.023,6 976.618,1 2.896.956,6
1.248.000,0 1.130.000,0 97.000,0
-930.000,0 -980.000,0 -540.000,0
150,0 150,0 150,0
55.000,0 40.000,0 63.000,0
-54.850,0 -39.850,0 -62.850,0
2.525.173,6 1.126.768,1 2.454.106,6
3.510.023,6 2.146.618,1 3.056.956,6
-984.850,0 -1.019.850,0 -602.850,0
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	1.1.3 531 1. Fachveröffentlichungen und

	1.2 Innerhalb desselben Einzelplans sind die Mittel der Titel 519 0. (Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen), 701 0. (kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten) und 702 0. (grundlegende Erneuerung und Sanierung von Kanal-, Schachtbau- und A...
	1.3 1Mit Einwilligung der zuständigen obersten Staatsbehörde können die bei den einzelnen Titeln der Anlagen S (staatlicher Hochbau) veranschlagten Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen nach dem Baufortschritt verstärkt werden, wenn der Mehrbetrag...
	1.4 Im Übrigen ergibt sich die Deckungsfähigkeit von Ausgabemitteln aus den im Haushaltsplan enthaltenen Vermerken.

	2. Bewirtschaftung der Personalausgaben
	2.1 1Bei der Bewirtschaftung der Personalausgaben sind die Verwaltungen an die in Art. 6 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes genannten Stellenpläne unter Beachtung der Nr. 3 gebunden. 2Soweit keine Stellenbindung besteht, richtet sich die Bewirtschaftung gru...
	2.2 1Die in einem Einzelplan bei den in Art. 6 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes genannten Titeln veranschlagten Mittel für Personalausgaben (einschließlich Titel 421 0.) dürfen – insoweit in Abweichung von Art. 45 Abs. 1 BayHO – bei der Ausführung des Hau...
	2.3 Für Beamte und Arbeitnehmer, bei denen gemäß Art. 6 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes eine Stellenbindung besteht, darf Mehrarbeit (Überstunden), für die eine Vergütung zu zahlen ist, nur angeordnet werden, wenn bei Titel 422 41 bis 422 42 (Mehrarbeits...
	2.4 Die Titel 422 0., 428 01 und 428 02 dürfen einseitig zulasten der Titel für Europäische Fonds verstärkt werden.

	3. Besetzung von Planstellen und Stellen
	3.1 Besondere Regelungen für den Hochschulbereich
	3.1.1 1Wissenschaftliche Mitarbeiter im Sinn des Art. 22 BayHSchPG können auch auf gleich- oder höherwertigen Stellen für Akademische Räte, Akademische Oberräte, Akademische Direktoren oder Leitende Akademische Direktoren (jeweils ohne Lehrkräfte für ...
	3.1.2 1Inhaber der Ämter des Akademischen Rats, des Akademischen Oberrats, des Akademischen Direktors oder des Leitenden Akademischen Direktors (jeweils ausschließlich der Lehrkräfte für besondere Aufgaben an einer Hochschule) sowie wissenschaftliche ...
	3.1.3 Inhaber der Ämter des Akademischen Rats, des Akademischen Oberrats, des Akademischen Direktors oder des Leitenden Akademischen Direktors (jeweils einschließlich der Lehrkräfte für besondere Aufgaben) der BesGr A 13 bis A 16 (Art. 19 bis 21 und 2...
	3.1.4 Stellen für Akademische Räte auf Zeit (BesGr A 13) und Akademische Oberräte auf Zeit (BesGr A 14) dürfen mit entsprechend eingestuften Arbeitnehmern sowie wissenschaftlichen Mitarbeitern mit einem Bachelor-Abschluss besetzt werden, wenn deren Ar...
	3.1.5 Stellen der Entgeltgruppe 13 dürfen mit wissenschaftlichen Mitarbeitern im Arbeitnehmerverhältnis im Sinn des Art. 22 Abs. 2 Satz 1 BayHSchPG besetzt werden, die einen Bachelor-Abschluss erworben haben.
	3.1.6 Künstlerische Mitarbeiter werden bei der Stellenverrechnung wie wissenschaftliche Mitarbeiter behandelt.
	3.1.7 1Ärzte der klinisch-theoretischen Institute der Medizinischen Fakultäten, die vom Geltungsbereich des Tarifvertrags für Ärztinnen und Ärzte an Universitätskliniken erfasst sind, können in besonderen unabweisbaren Fällen auf Stellen der BesGr W 2...
	3.1.8 Unter den Voraussetzungen der Nr. 3.1.4 dürfen auf Stellen für Juniorprofessoren (BesGr W 1) Akademische Räte auf Zeit (BesGr A 13) sowie entsprechend eingestufte Arbeitnehmer und wissenschaftliche Mitarbeiter mit einem Bachelor-Abschluss verrec...

	3.2 Besondere Regelungen für den Richterbereich
	3.3 Arbeitnehmer-Budget
	3.3.1 1Das Staatsministerium der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat wird ermächtigt, zur Vorbereitung einer Einführung eines Arbeitnehmer-Budgets bei der Besetzung von Stellen für planmäßige Beamte und Richter, die gemäß Nr. 2.1 Satz 1 und Nr....
	3.3.2 Im Rahmen der Pilotierung des Arbeitnehmer-Budgets kann das Staatsministerium der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat im Einvernehmen mit dem Bayerischen Obersten Rechnungshof einen von den Durchführungsbestimmungen zum Haushaltsgesetz, d...

	3.4 Feststellungen der Rechnungsprüfung

	4. Besondere Personalausgaben, Billigkeitsleistungen
	4.1 Aus Mitteln für Bezüge und dergleichen dürfen Fahrkostenzuschüsse für die regelmäßigen Fahrten zwischen Wohnung und Dienststätte nach Maßgabe der Bekanntmachung des Staatsministeriums der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat über Fahrkostenz...
	4.2 Aus Mitteln der Titel 546 49 (Vermischte Verwaltungsausgaben) können auch die Ausgaben geleistet werden:
	4.2.1 für die Übernahme von Kosten des Rechtsschutzes für Bedienstete des Freistaates Bayern,
	4.2.2 für die Kosten der amtsärztlichen Untersuchung von Beamten und Bewerbern, von Lehrkräften kirchlicher Genossenschaften, die auf Grund von Abstellungsverträgen im öffentlichen Volksschuldienst und Sondervolksschuldienst tätig sind, von Geistliche...
	4.2.3 soweit Mittel nicht gesondert veranschlagt sind, für den Sachschadenersatz ehrenamtlicher Richter und ehrenamtlicher Mitglieder von bei Staatsbehörden gebildeten Ausschüssen (analog Abschnitt 13 der Verwaltungsvorschriften zum Beamtenrecht in de...
	4.2.4 für die Erstattung von Auslagen bei Vorstellungsreisen nach den geltenden Bestimmungen des Staatsministeriums der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat,
	4.2.5 für die Übernahme von Kosten einer Impfung gegen FSME (Grundimmunisierung, Auffrischungsimpfung, Impfserum); Voraussetzung für die Kostenübernahme ist, dass die beschäftigte Person in definierten FSME-Risikogebieten nach Robert-Koch-Institut
	4.2.6 für die Übernahme der notwendigen Fahrkosten (bis zur Höhe der Kosten für die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel oder im Fall einer notwendigen Benutzung eines eigenen Fahrzeugs Wegstreckenentschädigung in sinngemäßer Anwendung des Art. 6 Abs...

	4.3 1Den zur Ausbildung zugewiesenen Beamten (Art. 23 Abs. 2 BayRKG) werden die bei den staatlichen Lehreinrichtungen verfügbaren Unterkünfte unentgeltlich überlassen; Lehreinrichtungen im Sinn dieser Vorschrift sind solche, die ausschließlich oder na...
	4.4 1Zur Gewährung von Prämien nach den Richtlinien zum Vorschlagswesen in der bayerischen Staatsverwaltung können die Ansätze bei Titel 459 1.
	4.5 1Aus Mitteln für Bezüge und dergleichen wird Beamten, die im Lauf des Kalenderjahres vom Arbeitnehmerverhältnis in das Beamtenverhältnis übernommen wurden, eine außertarifliche Leistung gewährt. 2Entsprechendes gilt, wenn Beschäftigte während des ...
	4.6 Aus Mitteln für Entgelte der Arbeitnehmer kann Arbeitnehmern für die Zeit für die ihnen Entgelt (§ 15 TV-L) zusteht, eine Zulage gezahlt werden, wenn ihre Tätigkeit mit Mehraufwendungen verbunden ist, die weder durch die Reisekostenvergütung noch ...
	4.7 Dienstleistern, die Maßnahmen im Rahmen des Gesundheitsmanagements unter Bezugnahme auf den vom Staatsministerium der Finanzen mit Schreiben vom 26. Juli 2010, Az. PE-P 1400 FV-028-29360/10, erlassenen Handlungsleitfaden zum Behördlichen Gesundhe...
	4.8 1Gesetzliche, durch Rechtsverordnung geregelte oder tarifliche Ausgaben zur finanziellen Abgeltung von krankheitsbedingt nicht in Anspruch genommenem Urlaub bei Beendigung eines Beamtenverhältnisses oder eines Arbeitsverhältnisses sind auf der Hau...

	5. Prüfungskosten, Personal- und Sachausgaben aus anderen Haushaltsansätzen
	5.1 Aus Mitteln der Titel 459 0. (Prüfungsvergütungen) sind auch sämtliche mit der Prüfung zusammenhängenden sächlichen Verwaltungsausgaben einschließlich der Reisekosten der mit der Durchführung der Prüfung beauftragten Prüfer und Prüfungshelfer zu b...
	5.2 Soweit Bezüge der Beamten und Richter oder Entgelte der Beschäftigten im Staatshaushalt gebucht und nachgewiesen werden, aber ganz oder teilweise von Stellen außerhalb des Staatshaushalts (Dritten) finanziell zu tragen sind, sind auch die Ausgaben...
	5.3 Aus Mitteln der Titel 518 0. und 518 31 (Mieten und Pachten für Grundstücke, Gebäude und Räume) sind auch die Ausgaben für durchzuführende Ausschreibungsverfahren zur Anmietung von Bestellbauten (Immobilien, die ein privater Auftragnehmer nach den...

	6. Anlagen zum Haushaltsplan
	6.1 Soweit in Zweckbestimmungen für mehrere mit einem Gesamtbetrag veranschlagte Maßnahmen auf Anlagen zu den Einzelplänen verwiesen ist, sind die in diesen Anlagen aufgeführten Einzelzwecke mit ihren Beträgen ebenso bindend, wie wenn diese Beträge be...
	6.2 1Soweit bei Titeln der Anlage S (staatlicher Hochbau) Ausgaben oder Verpflichtungsermächtigungen wegen Fehlens der in Art. 24 Abs. 1 BayHO bezeichneten Unterlagen als gesperrt oder als Planungstitel bezeichnet sind, bedarf die Leistung von Ausgabe...

	7. Ausnahmen vom Bruttonachweis
	7.1 1Einnahmen aus der Anfertigung von Fotokopien durch Dritte und aus Rabatten für bereits gezahlte Ausgaben dürfen von der Ausgabe abgesetzt werden. 2Erstattungen von Reisekosten durch Dritte und pauschale Rabatte für bereits gezahlte Fahrtkosten dü...
	7.2 Schadenersatzleistungen und Zahlungen anstelle von Garantieleistungen Dritter dürfen stets, also auch nach Abschluss der Bücher, insoweit von der Ausgabe abgesetzt werden, als sie zur Instandsetzung oder Ersatzbeschaffung bestimmt sind.
	7.3 Zurückgezahlte Zuwendungen dürfen von der Ausgabe abgesetzt werden, soweit sie
	7.3.1 noch während des gleichen Jahres, in dem sie ausgezahlt wurden, zurückgezahlt werden oder
	7.3.2 im Rahmen von gemeinschaftlichen Finanzierungen zwischen dem Bund und dem Land (insbesondere bei den Gemeinschaftsaufgaben) gewährt wurden und der Bund dies zulässt.

	7.4 An das Finanzamt abzuführende Umsatzsteuern für Betriebe gewerblicher Art dürfen von den diesbezüglichen Einnahmen abgesetzt werden.

	8. Kosten der Planung und Bauüberwachung (PB-Mittel)
	8.1 Aus den Ausgabemitteln für Baumaßnahmen des staatlichen Hochbaus (Obergruppen 71 bis 74) sind auch die Kosten für die Planung und Bauüberwachung zu bestreiten.
	8.1.1 1Ist die Planung und Bauüberwachung der staatlichen Bauverwaltung übertragen, so erhält sie folgende Kostenanteile:
	8.1.2 1Sind für die Planung und Bauüberwachung von Gebäuden, Innenräumen und Freianlagen freiberuflich tätige Architekten nach den Teilen 1 und 3 der Verordnung über die Honorare für Architekten- und Ingenieurleistungen (Honorarordnung für Architekten...
	8.1.3 Bei dem Klinikum Regensburg (Kap. 15 22 Tit. 747 55) erhält die staatliche Bauverwaltung für die Planung und Bauüberwachung im Sinn von Nr. 8.1.1 Satz 1 einen Kostenanteil in Höhe von 5,25 v.H. der anrechnungsfähigen Herstellungssumme bzw., sowe...

	8.2 Die Kosten für die Einschaltung freiberuflich tätiger Ingenieure als Sonderfachleute für baufachliche Fragen sind bei den Baunebenkosten – Kostengruppe 730 und 740 der Kostenberechnung nach DIN 276 – zu veranschlagen und zu verausgaben.
	8.3 Aus den Mitteln zur Bestreitung der Kosten der Planung und Bauüberwachung dürfen gedeckt werden
	8.3.1 die personalbezogenen Ausgaben der zusätzlich verwendeten Dienstkräfte,
	8.3.2 die Ausgaben für Fachliteratur und fachgebundene Verbrauchsgüter,
	8.3.3 die Ausgaben für Bauleitungen und für Ausschreibungen im Vergabeverfahren.


	9. Zweckgebundene Einnahmen
	10. Veräußerungen von Erzeugnissen betrieblicher Einrichtungen
	11. Weitergabe von Zuwendungen
	12. Dezentrale Budgetverantwortung
	12.1 Erweiterte gegenseitige Deckungsfähigkeit
	12.2 Verstärkung aus dem Stellengehalt gebundener Stellen
	12.2.1 1Die Stelle muss über die Wiederbesetzungssperre hinaus mindestens ein Jahr lang freigehalten werden; Art. 6 Abs. 2 Satz 4 des Haushaltsgesetzes findet keine Anwendung. 2Die Verwendung der Stellengehälter für eine Verstärkung kann somit erst na...
	12.2.2 Für jeden vollen Monat, für den die Stelle dann über den haushaltsrechtlich vorgeschriebenen oder von der Staatsregierung beschlossenen Stelleneinzug hinaus gezielt freigehalten wird, können entweder
	12.2.3 Mit dem Zeitpunkt der Wiederbesetzung der Stelle endet die Verstärkungsmöglichkeit der Nr. 12.2.

	12.3 Deckungsfähigkeit der in Nr. 12.1 genannten Personalausgaben
	12.3.1 1Einsparungen bei den in Nr. 12.1 genannten Ansätzen dürfen nur dann für die Begründung zusätzlicher Dienst- und Arbeitsverhältnisse verwendet werden, wenn das jeweilige Dienst- bzw. Arbeitsverhältnis auf längstens sechs Monate oder die Dauer e...
	12.3.2 Einsparungen bei den Titeln 428 11, 428 21 und 428 22 dürfen nur bei mindestens einjährigem Freihalten der Beschäftigungsmöglichkeit zur Deckung von Ausgaben für sächliche Verwaltungsausgaben und Sachinvestitionen der in Nr. 12.1 genannten Ansä...
	12.3.3 1Die Deckungsfähigkeit nach Nr. 12.1 der Titel 422 41, 422 42 und 428 41 darf nur einseitig zulasten dieser Titel in Anspruch genommen werden. 2Die gegenseitige Deckungsfähigkeit nach Nr. 12.1 dieser Titel untereinander bleibt unberührt.

	12.4 Umwidmung von Personal- in Sachmittel bei Privatisierungen
	12.5 Einseitige Deckungsfähigkeit zugunsten von Haushaltsstellen
	12.5.1 Bauunterhalt
	12.5.2 Globale Mehrausgaben für sächliche Verwaltungsausgaben

	12.6 Koppelung mit Einnahmen
	12.7 Übertragbarkeit, zeitliche Bindung
	12.7.1 Übertragbarkeit
	12.7.2 Zeitliche Bindung

	12.8 Einzelregelungen
	12.9 Berichtspflicht



